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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Ziel »Vollbeschäftigung«: Erreichbar oder eine Illusion?� 3

Die Ankündigung im Wahlprogramm der CDU, die Arbeitslosigkeit weiter reduzieren zu wollen, um bis zum Jahr 
2025 Vollbeschäftigung in Deutschland zu erreichen, hat die Diskussion um dieses Thema wieder belebt. Was ist 
unter »Vollbeschäftigung« zu verstehen, und kann und sollte dieses Ziel erreicht werden? Enzo Weber, Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg, und Universität Regensburg, erklärt, dass Vollbeschäftigung 
dann erreicht ist, wenn alle Menschen, die Arbeit aufnehmen können und wollen, auch Arbeit bekommen, wobei 
»bekommen« nicht bedeutet, zu jedem Zeitpunkt auch »haben«. Denn zu Arbeitslosigkeit könne es kommen, 
wenn ein Beschäftigungsverhältnis endet oder Menschen aus dem Bildungssystem, dem Ausland oder aus Nicht-
erwerbstätigkeit neu in den Arbeitsmarkt eintreten. Auch da Arbeitsuchende nicht alle Informationen über den 
Arbeitsmarkt zur Verfügung haben, werde meist eine gewisse Zeit benötigt, um eine neue Stelle zu finden. Es sei 
kein angemessenes Ziel, Sucharbeitslosigkeit um jeden Preis zu minimieren. Ein gewisses Maß an Arbeitslosigkeit 
sei mit Vollbeschäftigung vereinbar, über die Höhe gebe es aber keine Übereinkunft. Auch sei eine Arbeitslosig-
keit von 2 bis 3% derzeit nur ein Fernziel. Aber Vollbeschäftigung als Perspektive müsse keine Utopie bleiben. 
Auch Holger Schäfer und Jörg Schmidt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, weisen darauf hin, dass weder 
»Vollbeschäftigung« noch »Arbeitslosigkeit« eindeutig definiert seien. Bei der Betrachtung des Arbeitsmarkts in 
Deutschland werde außerdem schnell klar, dass ein qualifikatorischer Mismatch zwischen Angebot und Nach-
frage die größte Herausforderung sei. Dies betreffe vor allem das Segment der Personen ohne Berufsausbildung. 
Es erscheine naheliegend, diesen Mismatch durch entsprechende Qualifizierungsanstrengungen zu mindern. Die 
Chancen dafür seien nicht schlecht. Für Annelie Buntenbach, Deutscher Gewerkschaftsbund, ist das Ziel »Voll-
beschäftigung« zwar ehrgeizig, aber nicht unmöglich. Der Schlüssel des Erfolges liege in der Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit und in der Schaffung von »guten«, d.h. sozial abgesicherten und tariflich bezahlten, 
Arbeitsplätzen. Alexander Spermann, Universität Freiburg, sieht Vollbeschäftigung als ein realistisches Ziel. Doch 
bedarf es zur Erreichung dieses Ziels, seiner Ansicht nach, einer klaren Strategie. Die Demographiestrategie der 
Bundesregierung sei dafür wegweisend, weil sie von einem wachsenden Arbeitskuchen ausgehe: Je mehr Ältere, 
Frauen und Migranten erwerbstätig sein wollten, desto höher könne die Beschäftigung und damit das Wachstum 
ausfallen – bei sinkender Arbeitslosigkeit. In der letzten Legislaturperiode seien jedoch einige Fehlanreize gesetzt 
worden. Notwendig sei auch ein lebenslanges Lernen. Es reiche jedoch nicht, lediglich die Bildungsausgaben zu 
erhöhen, sondern man müsse die sich durch die digitale Bildung ergebenen neuen Möglichkeiten für Verbesse-
rungen in der Aus- und Weiterbildung nutzen.

DATEN UND PROGNOSEN

Ausländische Direktinvestitionen auf einen Blick
Der UNCTAD World Investment Report 2017� 16
Martin Braml, Joachim Karl, Alice Scarduelli und Erdal Yalcin

Die wichtigsten Entwicklungen und Aspekte weltweit beobachteter ausländischer Direktinvestitionen werden 
jährlich im Rahmen des von der Welthandelskonferenz (UNCTAD) herausgegebenen World Investment Reports 
dargestellt und analysiert. Der aktuelle World Investment Report (WIR) widmet sich speziell Auslandsdirektinves-
titionen, die mit dem Prozess der Digitalisierung in Verbindung stehen. Die wesentlichen Ergebnisse des aktuellen 
WIR sind in dem Artikel zusammengefasst: Im vergangenen Jahr sanken die weltweiten Ströme ausländischer 
Direktinvestitionen um rund 2%. Die Investitionen in die Entwicklungsländer gingen sogar um 14% zurück, wäh-
rend zugleich internationale Investitionen in strukturell schwachen Volkswirtschaften weiterhin volatil waren 
und auf einem niedrigen Niveau verweilten. Obwohl die UNCTAD für die Jahre 2017 und 2018 eine bescheidene 
Erholung der FDI-Ströme voraussagt, werden diese voraussichtlich weit unter ihrem Höchststand von 2007 blei-
ben. Diese wirtschaftlichen Entwicklungen sind besorgniserregend, vor allem in Anbetracht der weltweit erfor-
derlichen Investitionen im Zusammenhang mit den Nachhaltigen Entwicklungszielen, die im Aktionsplan der 
UNCTAD mit breitem Konsens beschlossen wurden. Fortschritte bei der nachhaltigen Entwicklung erfordern 
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mehr internationale Investitionen in die Infrastruktur, Energie, Wasser und Abwasserentsorgung, Klimaschutz, 
Gesundheit und Bildung, sowie Investitionen in produktive Kapazitäten zur Schaffung von Arbeitsplätzen und 
Einkommenswachstum. Der WIR 2017 verdeutlicht, dass politische Maßnahmen zur Förderung von grenzüber-
schreitenden Investitionen weiterhin dringend erforderlich sind.

Zur Messung der Unsicherheit mit Befragungsdaten � 25
Klaus Abberger und Wolfgang Nierhaus

Ökonomische Unsicherheit ist nicht direkt beobachtbar. Eine Operationalisierung ist, Unsicherheit als Dispersion 
der in den Unternehmensbefragungen des ifo Instituts geäußerten Zukunftseinschätzungen zu messen. Auf den 
Geschäftserwartungen der befragten Unternehmen aufbauende Dispersionsmaße für die Sektoren Industrie, 
Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel sowie Dienstleistungen sind im ifo Schnelldienst 15/2017 vorgestellt 
worden. In dem Artikel werden Dispersionsmaße auf der Basis sämtlicher in den ifo Konjunkturumfragen enthal-
tenen sektorenspezifischen Erwartungsfragen konstruiert. Es wird gezeigt, dass die so berechneten Maße mit 
Dispersionsmaßen korrelieren, die sich allein auf die Geschäftserwartungen der Firmen stützen. Dieses Ergebnis 
deutet darauf hin, dass die Dispersion der Geschäftserwartungen als Grundlage für sektorale Dispersionsmaße 
sowie sektorenübergreifende Maße dienen kann. Derartige Maße werden seit August 2017 vom ifo Institut im 
Rahmen der monatlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen für Deutschland veröffentlicht. Sie dienen als 
Konstrukte, um sowohl die Unsicherheit in ausgewählten Wirtschaftsbereichen – Verarbeitendes Gewerbe, Bau-
hauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel sowie Dienstleistungen – als auch die Unsicherheit im gesamten privaten 
Sektor abzuschätzen. Dass die Dispersion der Geschäftserwartungen für die einzelnen Sektoren entweder mit 
gewissen Einzelfragen oder aber mit den Durchschnitten stark korreliert, kann als Motivation für zukünftige ver-
tiefte Forschung über die sektorenspezifischen Eigenheiten der Unsicherheit dienen. 

ifo Weltwirtschaftsklima unverändert gut
Ergebnisse des 137. World Economic Survey (WES) für das dritte Quartal 2017� 30
Dorine Boumans und Christoph Zeiner

Das ifo Weltwirtschaftsklima bleibt unverändert gut. Zwar beurteilten die Experten die aktuelle Wirtschaftslage 
deutlich positiver als noch im April. Allerdings nahmen sie ihre optimistischen Erwartungen für die kommen-
den Monate etwas zurück. Die Erholung der Weltwirtschaft dürfte sich im zweiten Halbjahr 2017 mit etwas abge-
schwächtem Tempo fortsetzen. Das Klima verbesserte sich vor allem in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
etwas, und dort insbesondere im Euroraum. Nur im Vereinigten Königreich kam es zu einem regelrechten Ein-
bruch. Dämpfend wirkten zudem die Schwellen- und Entwicklungsländer. Die Konjunkturerwartungen trübten 
sich in nahezu allen Weltregionen ein. Insbesondere in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften war die Lage aber 
besser als noch vor drei Monaten. Der Preisanstieg in der Weltwirtschaft wird sich in den kommenden Monaten 
etwas verlangsamen. Zwar gehen die meisten Experten weiterhin von anziehenden kurz- und langfristigen Zinsen 
aus. Allerdings hat der Anteil derer, die einen Zinsanstieg erwarten, etwas abgenommen. Den Experten zufolge 
dürfte sich vor allem der Welthandel in den kommenden sechs Monaten deutlich ausweiten.

IM BLICKPUNKT

Ein Meta-Ranking volkswirtschaftlicher Fachzeitschriften� 40
Lutz Bornmann, Alexander Butz und Klaus Wohlrabe

Rankings von wissenschaftlichen Fachzeitschriften spielen eine wichtige Rolle sowohl für das Prestige der Zeit-
schriften als auch für die Reputation der Autoren, die in diesen Zeitschriften veröffentlichen. Der vorliegende Arti-
kel stellt ein Meta-Ranking von 277 ökonomischen Fachzeitschriften vor. Es basiert auf 22 individuellen Rankings, 
die Daten aus vier verschiedenen bibliometrischen Datenbanken nutzen. 
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Enzo Weber*
Vollbeschäftigung: Fern, aber 
erreichbar
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist über die vergan-
genen zwölf Jahre deutlich gesunken, und so rückt das 
Thema Vollbeschäftigung immer häufiger auf die Dis-
kussionsagenda. Vollbeschäftigung ist erreicht, wenn 
alle Menschen, die Arbeit aufnehmen können und wol-
len, auch Arbeit bekommen (vgl. Weber 2014).1 Bekom-
men bedeutet wohlgemerkt nicht, zu jedem Zeitpunkt 
auch haben.

Denn zu Arbeitslosigkeit kann es kommen, wenn 
ein Beschäftigungsverhältnis endet oder Menschen 
aus dem Bildungssystem, dem Ausland oder aus Nicht-
erwerbstätigkeit neu in den Arbeitsmarkt eintreten. 
Auch da Arbeitsuchende nicht alle Informationen über 
den Arbeitsmarkt zur Verfügung haben, wird meist eine 
gewisse Zeit benötigt, um Stellenangebote zu sichten, 
Bewerbungen zu schreiben und schließlich eine neue 
Stelle anzutreten. Selbst wenn eine ausreichende 
Anzahl von Arbeitsplätzen vorhanden ist – stets befin-
den sich Menschen auf der Suche nach Arbeit, sind also 
vorübergehend arbeitslos. Das ist auch akzeptabel, 
wenn diese Zeit für eine effektive Suche genutzt werden 
kann und wenn dabei der Lebensunterhalt gesichert 
ist. Hier geht es um die Kernaufgabe des Arbeitsmarkts, 
passende Arbeitskräfte und Arbeitsplätze zusammen-
zubringen. So kann eine möglichst hohe Produktivi-
tät des Beschäftigungsverhältnisses mit einem mög-
lichst guten Lohn erreicht werden. Erfolgreiche Suche 
auf dem Arbeitsmarkt ist gesellschaftlich gewinnbrin-
gend. Es ist also kein angemessenes Ziel, Sucharbeits-

1	 Zum Thema Vollbeschäftigung s.a. die Schwerpunktausgabe von 
Aus Politik und Zeitgeschichte Heft 14–15/2012 oder Straubhaar et al. 
(2011).

Ziel »Vollbeschäftigung«: 
Erreichbar oder eine Illusion?

Die Ankündigung im Wahlprogramm der CDU, die Arbeitslosigkeit weiter reduzieren zu wol-
len, um bis zum Jahr 2025 Vollbeschäftigung in Deutschland zu erreichen, hat die Diskussion 
um dieses Thema wieder belebt. Was ist unter »Vollbeschäftigung« zu verstehen und kann 
und sollte dieses Ziel erreicht werden?

losigkeit um jeden Preis zu minimieren (vgl. Gartner 
2008). Allerdings können gute Arbeitsmarktinstitutio-
nen die Suche effektiver gestalten, indem z.B. Trans-
parenz auf dem Arbeitsmarkt hergestellt oder durch 
Vermittlungsdienstleistungen der Suchprozess unter-
stützt wird. Ebenfalls trägt die Zahlung von Arbeitslo-
sengeld dazu bei, eine auch zeitlich intensive Arbeitsu-
che zu ermöglichen.

In Rezessionszeiten entsteht konjunkturelle 
Arbeitslosigkeit. Diese ist mit Vollbeschäftigung zwar 
nicht unmittelbar vereinbar, dürfte ihr aber auch nicht 
dauerhaft im Wege stehen. Allerdings besteht auch bei 
rein konjunkturell bedingter Arbeitslosigkeit die Gefahr 
der Verfestigung. So kann es mit zunehmender Dauer 
zu einem Verlust von aktuellem Wissen, laufender 
Arbeitserfahrung und Arbeitsroutine oder Motivation 
kommen, bzw. die Arbeitslosigkeit kann als Zeichen 
mangelnder Leistungsfähigkeit gedeutet werden. Klin-
ger und Weber (2016) zeigen die zentrale Bedeutung 
solcher Verfestigung für den jahrzehntelangen Aufbau 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland. In diesem Sinne ist 
Konjunkturpolitik, die Arbeitslosigkeit vermeidet, also 
auch Vollbeschäftigungspolitik.

Weisen sowohl die Arbeitskräftenachfrage als 
auch das -angebot beträchtliche Heterogenität auf, 
kann strukturelle Arbeitslosigkeit entstehen. Selbst 
wenn es ausreichend freie Arbeitsplätze gibt, müssen 
diese von ihren Merkmalen wie Beruf, Qualifikation 
oder Region im Gesamten nicht zu den Arbeitslosen 
passen. Es entsteht also Mismatch-Arbeitslosigkeit 
(vgl. Bauer und Gartner 2014). Gerade fehlende Ausbil-
dung ist heutzutage ein eklatantes Arbeitslosigkeitsri-
siko. Daneben spielen beim Verbleib in Arbeitslosigkeit 
viele weitere Bedingungen eine Rolle wie gesundheit-
liche Einschränkungen, Pflichten in Erziehung oder 
Pflege, Demotivation, Stigmatisierungseffekte oder 
institutionelle Fehlanreize. Strukturelle Arbeitslosig-
keit ist langwieriger und ökonomisch wie sozial prob-
lematischer als Sucharbeitslosigkeit. Auch nach mehr 
als zehn Jahren Arbeitsmarktaufschwung besteht in 

*	 Prof. Dr. Enzo Weber ist Leiter des Forschungsbereichs »Prog-
nosen und Strukturanalysen« am Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), Nürnberg, und Inhaber des Lehrstuhls für 
Empirische Wirtschaftsforschung, insbesondere Makroökonometrie 
und Arbeitsmarkt, der Universität Regensburg.

Enzo Weber
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der Arbeitslosigkeit ein harter Kern beträchtlicher 
Größe. 

Ein gewisses Maß an Arbeitslosigkeit ist mit Voll-
beschäftigung vereinbar, über die Höhe gibt es aber 
keine Übereinkunft. Weber (2014) berücksichtigt zahl-
reiche Faktoren wie Arbeitsmarktdynamik, Arbeits-
kräftenachfrage, Verfestigung von Arbeitslosigkeit, 
Arbeitsmarktinstitutionen, strukturellen Wandel und 
Entwicklung des Arbeitsangebots und gelangt über 
zeitliche und regionale Vergleiche zu der Einschät-
zung, dass Vollbeschäftigung in Deutschland bei einer 
Arbeitslosenquote von 2 bis 3% erreicht wäre. Unab-
hängig von dem konkreten Wert muss aber die struktu-
relle Arbeitslosigkeit entscheidend reduziert werden. 
Dabei sind zwar seit 2005 deutliche Fortschritte zu ver-
zeichnen, aber bei fast einer Million Langzeitarbeitslo-
sen ist keine Vollbeschäftigung erreicht, selbst wenn 
die Gesamtquote unter 3% läge.

Zu beachten ist auch, dass »alle Menschen, die 
Arbeit aufnehmen können und wollen« auch Nicht-Ar-
beitslose umfasst. Zur Stillen Reserve gehören entmu-
tigte Arbeitnehmer, die zwar aktuell nicht nach Arbeit 
suchen, die Suche bei besserer Arbeitsmarktlage aber 
wieder aufnehmen würden, ebenso wie Teilnehmer 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Fuchs et al. 
(2017) weisen für 2016 eine Stille Reserve von 1,08 Mio. 
Personen aus. Für Vollbeschäftigung ist also mehr nötig 
als ein weitgehender Abbau der derzeitigen Arbeitslo-
sigkeit. Natürlich wäre es nicht sinnvoll, deshalb etwa 
Qualifizierungsmaßnahmen zurückzufahren, aber bei 
deutlich niedrigerer Arbeitslosigkeit ließe sich auch die 
Zahl der Maßnahmen verringern.

Weitere Unterbeschäftigung kann neben der in  
Köpfen gemessenen Arbeitslosigkeit (bzw. Stillen 
Reserve) die Arbeitszeit betreffen. Dabei kommt es dar-
auf an, ob Beschäftigte eigentlich mehr arbeiten möch-
ten als den aktuell geleisteten Stundenumfang. Hierü-
ber gibt es zwar kein offizielles Maß wie für registrierte 
Arbeitslosigkeit, doch lassen sich aus Befragungs-
daten Anhaltspunkte gewinnen. Wanger und Weber 
(2016) bestimmen u.a. auf Basis des Mikrozensus die 
Arbeitszeitwünsche verschiedener Gruppen: So möch-
ten gerade Teilzeitbeschäftigte und Minijobber ihre 
Arbeitszeit im Schnitt recht deutlich erhöhen (und auf 
Basis des SOEP ergeben sich noch höhere Werte). Der 
Anteil des gewünschten Stundenvolumens der Arbeits-
losen am potenziellen Arbeitsvolumen aller Erwerbs-
personen lag nach Wanger und Weber (2016) im Jahr 
2014 bei 7,0%. Berücksichtigt man zusätzlich die 
Arbeitszeitwünsche der Erwerbstätigen, erhöht sich die 
Quote des Unterbeschäftigungs-Stundenvolumens auf 
9,0%. Natürlich ist es in der betrieblichen Praxis nicht 
immer ohne weiteres möglich, Arbeitszeiten aufzusto-
cken, aber die Rechnung gibt dennoch einen Hinweis 
auf noch unterbeschäftigtes Arbeitskräftepotenzial.

Schließlich muss mit einem nicht nur rein statisti-
schen, sondern ganz wesentlich wertbesetzten Begriff 
der Vollbeschäftigung auch die Qualität der Arbeits-
verhältnisse verbunden werden. Gesellschaftliche Auf-

gabe eines Arbeitsmarkts ist es, möglichst produk-
tive und hochwertige Beschäftigungsverhältnisse zu 
generieren. Unter Druck jeden beliebigen Job anneh-
men zu müssen, ist ebenso wenig wünschenswert, 
wie langfristig in Arbeitslosigkeit zu verbleiben. Der 
deutsche Arbeitsmarktaufschwung hat den Beschäf-
tigungsstand in beeindruckender Weise erhöht. Aller-
dings fiel die Qualitätsentwicklung lange Zeit hinter 
die Beschäftigungsentwicklung zurück. So sind der 
Niedriglohnbereich, Minijobs und andere atypische 
Beschäftigungsverhältnisse deutlich gewachsen. Mitt-
lerweile haben sich viele dieser Trends umgekehrt (vgl. 
Weber 2015). Weitere Schritte in diese Richtung sind 
auch für die quantitative Erreichung des Vollbeschäf-
tigungsziels notwendig, denn die Arbeitsmarktchan-
cen und -integration in einem abgehängten Segment 
des Arbeitsmarkts werden immer zu schwach sein, um 
eine entscheidende Reduktion der Unterbeschäftigung 
nachhaltig zu gewährleisten. Stärkere Aufwärtsmobi-
lität könnte dagegen die hohe Nachfrage im Bereich 
der mittleren Qualifikationen nutzen und einen Bei-
trag dazu leisten, den auch in Zukunft schrumpfenden 
Markt für geringqualifizierte Arbeit zu entlasten.

Eine Arbeitslosigkeit von 2 bis 3% oder rund 1 Mio. 
Personen ist derzeit sicher nur ein Fernziel. Könnte bei-
spielsweise jeden Monat – wie ungefähr über die ver-
gangenen Jahre geschehen – ein Rückgang der Arbeits-
losigkeit um 10 000 Personen realisiert werden, wäre 
Vollbeschäftigung um das Jahr 2030 erreicht. Als Hin-
dernisse auf diesem Weg bestehen aber etliche schwer 
lösbare strukturelle Probleme. Zwei Aspekte zeigen 
jedoch, dass Vollbeschäftigung als Perspektive keine 
Utopie bleiben muss (vgl. Weber 2014).

Erstens sind in den vergangenen zwölf Jahren 
Erfolge erreicht worden, die zuvor kaum für möglich 
gehalten wurden. So konnte die Arbeitslosigkeit hal-
biert werden, ebenso wie die Langzeitarbeitslosig-
keit. Dies war zugleich ein wichtiger Beitrag zum deut-
schen Beschäftigungsaufschwung (vgl. Rothe et al. 
2013). Es ist also möglich, auch jahrzehntelange Trends 
umzukehren.

Zweitens werden sich die Bedingungen des 
Arbeitsmarkts mit dem demographischen Wandel 
beträchtlich ändern. Das Angebot an Arbeitskräften ist 
zwar durch die starke Zuwanderung bisher noch gestie-
gen, der demographische Trend aber zieht immer stär-
ker nach unten und wird sich schließlich durchsetzen. 
Für die wirtschaftliche Entwicklung und die soziale 
Sicherung kann dies zum Problem werden. Anderer-
seits kann sich die Chance ergeben, dass der Sog des 
Arbeitskräftebedarfs auch für die Arbeitslosen stärker 
wird. Diese Marktkraft kann ein wichtiger Verbünde-
ter auf dem Weg zur Vollbeschäftigung sein. Allerdings 
müssen durch intensive strukturelle und institutionelle 
Verbesserungen die Voraussetzungen geschaffen wer-
den, dass zunehmende Knappheiten tatsächlich zu 
einer Verringerung der Arbeitslosigkeit führen können.

Als wichtigste Voraussetzung ist eine hohe Qua-
lität des Bildungssystems zu nennen. Vor allem muss 
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es gelingen, bildungsbenachteiligte Jugendliche syste-
matisch besser zu integrieren und zu qualifizieren. Eine 
erfolgreiche Politik auf diesem Feld könnte die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt mit den nachrückenden Jahrgängen 
schrittweise verbessern.

In der Arbeitsmarktpolitik ist die entscheidende 
Aufgabe der Qualifizierung zu nennen. Diese ermög-
licht es Arbeitsuchenden, den steigenden Anforde-
rungen des Arbeitsmarktes gerecht zu werden, und 
sie ist das wichtigste Mittel, um Mismatch-Arbeitslo-
sigkeit zu reduzieren. Hier gilt es, gerade Arbeitslose 
mit schlechteren Marktchancen zu erreichen. Dabei 
kommt es besonders auf eine Kombination mit inten-
siver Beratung und Betreuung an, um die Qualifizie-
rungs- und Vermittlungsziele in den individuellen Ein-
zelfällen zu erreichen. Im Hinblick auf den härtesten 
Kern der Arbeitslosigkeit ist an die Einrichtung eines 
eng begrenzten sozialen Arbeitsmarkts (vgl. Kupka und 
Wolff 2013) zu denken.

Vollbeschäftigung erfordert nicht nur den Abbau 
der aktuell bestehenden Arbeitslosigkeit, sondern 
auch die Vermeidung von neuen strukturellen Pro-
blemen. Während des strukturellen Wandels ab den 
1970er Jahren weg von herkömmlicher Fabrikarbeit 
gelang es nicht, Aufbau und Verfestigung der Arbeits-
losigkeit vor allem von Niedrigqualifizierten zu verhin-
dern. Mit der Digitalisierung steht uns nun ein neuer 
tiefgreifender Wandel der Arbeitswelt bevor. Derzeit 
liegt das Entlassungsrisiko auf einem Rekordtief, was 
den Arbeitsmarktaufschwung wesentlich begünstigt. 
Mit der Entwicklung zu einer Wirtschaft 4.0 wird nach 
Ergebnissen von Wolter et al. (2016) aber die Bewe-
gung auf dem Arbeitsmarkt zunehmen, ebenso wie die 
Qualifikationsanforderungen.

In dieser Hinsicht ist es unwahrscheinlich, dass 
eine öffentliche Arbeitsmarktpolitik, die grundsätzlich 
Arbeitslosenmeldungen abwartet, die kritischen Aus-
wirkungen des digitalen Umbruchs allein bewältigen 
kann (vgl. Weber 2017). Denn sobald Arbeitslosigkeit 
eintritt, ist die Arbeitsmarktpolitik (neben der Mitwir-
kung der Arbeitslosen) nur noch auf sich selbst gestellt. 
Setzt man vorher an, bieten sich dagegen Kooperati-
onsmöglichkeiten im Hinblick auf betriebliche Wei-
terbildungsinitiativen. Die Betriebe verfügen über die 
Informationen zu den konkreten Bedarfen aus Produk-
tions- und Marktsicht und sind damit zentrale Akteure 
in der Weiterbildung. Der Politik kommt die Unterstüt-
zung und Förderung der Weiterbildungsaktivitäten zu, 
wie etwa mit einer an Betriebe und Beschäftigte gerich-
teten Qualifizierungsberatung und einer Beteiligung an 
den Kosten von Maßnahmen und Arbeitsausfall. Denn 
Weiterbildung nutzt nicht nur dem Beschäftigten und 
dem Betrieb, sondern ist auch eine gesamtwirtschaft-
lich bedeutende Aufgabe: Investitionen in Weiterbil-
dung sind ein Beitrag dazu, dass der digitale Wandel 
insgesamt positiv bewältigt werden kann.

Dabei darf auf der anderen Seite das Engagement 
der Betriebe in der Weiterbildung nicht durch politische 
Aktivitäten verdrängt werden. Es geht also um eine 

Unterstützung und Beteiligung, nicht um eine Über-
nahme. Finanzielle Beteiligung der Politik ist dabei vor 
allem bei Weiterbildungen anzuraten, die generelle 
Kenntnisse und Fähigkeiten entwickeln, und weniger 
bei spezifischen Maßnahmen, die auf einen bestimm-
ten Betrieb mit bestimmten Tätigkeiten zugeschnitten 
sind. Voraussetzung sollte eine geeignete Zertifizie-
rung sein, die zugleich die Anerkennung der Leistun-
gen ermöglichen würde.

Bildungspolitik ist im Wesentlichen mit der 
Erstausbildung befasst, Arbeitsmarktpolitik mit 
Arbeitslosen. Der technologische Umbruch muss aber 
von den aktuell Beschäftigten bewältigt werden. Benö-
tigt wird für den Weg zur Vollbeschäftigung daher eine 
Weiterbildungspolitik.
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Holger Schäfer* und Jörg Schmidt**
Vollbeschäftigung: Erreich-
bar und erstrebenswert?
Die Ankündigung im Wahlprogramm der CDU, die 
Arbeitslosigkeit weiter reduzieren zu wollen und Voll-
beschäftigung herzustellen, hat die Diskussion um die-
ses Konzept erneut entfacht. Grundsätzlich kann es 
kein Fehler sein, ambitionierte Ziele am Arbeitsmarkt 
zu formulieren. Im Fall der Vollbeschäftigung bleiben 
jedoch einige Fragen offen: Was versteht man eigent-
lich darunter, können wir dieses Ziel erreichen und 
wenn ja, ist es überhaupt sinnvoll? Erst im Anschluss 
kann man sich mit der Frage befassen, welche Maßnah-
men umgesetzt werden sollten.

WAS IST UNTER VOLLBESCHÄFTIGUNG ZU 
VERSTEHEN?

Eine offizielle Definition oder ein einheitliches Ver-
ständnis von Vollbeschäftigung ist gegenwärtig nicht 
vorhanden. Dennoch finden sich vereinzelte Quellen, 
in denen eine bestimmte Höhe der Arbeitslosenquote 
genannt wird. So erwähnen beispielsweise Bräuninger 
und Hinze (2011, S. 22 f.) einen »Vollbeschäftigungskor-
ridor« von 2 bis 5%. Laut Gartner (2008, S. 9) werde oft 
von Vollbeschäftigung gesprochen, »wenn die Arbeits-
losenquote unter 3 bis 4%« sinke. In den 1960er Jah-
ren definierte der Sachverständigenrat noch eine 
Arbeitslosenquote von 0,8% als Vollbeschäftigung (vgl. 
Sachverständigenrat Wirtschaft 1967, S. 128). Inso-
fern scheint sich das das Verständnis von Vollbeschäf-
tigung im Zeitverlauf, aber möglicherweise auch in 
Abhängigkeit der wirtschaftlichen und konjunkturel-
len Rahmenbedingungen zu wandeln (vgl. Yollu-Tok 
und Sesselmeier 2012).

Ausgehend von einer klassischen, ökonomischen 
Sichtweise würde man Vollbeschäftigung als einen 
Gleichgewichtszustand definieren, in dem das Arbeits-
angebot der Arbeitsnachfrage entspricht bzw. Vollbe-
schäftigung als einen Zustand beschreiben, in dem 
»alle Menschen, die Arbeit aufnehmen können und wol-
len, auch Arbeit bekommen« (Weber 2014, S. 1). In der 
Theorie wäre dann allein ein flexibler Reallohn notwen-
dig, um den Markt bei exogenen Änderungen wieder ins 
Gleichgewicht zu bringen. Tatsächlich ist der Arbeits-
markt in Deutschland aber durch eine Vielzahl institu-
tioneller Rahmenbedingungen und struktureller Fakto-
ren gekennzeichnet, die zu Lohnrigiditäten führen und 
die zur Entstehung oder Persistenz von Arbeitslosigkeit 
beitragen können.

In der Diskussion um die Frage, ob und inwieweit 
die Existenz von Arbeitslosigkeit mit Vollbeschäfti-
gung vereinbar ist, hat vor allem die Sucharbeitslosig-
keit eine besondere Bedeutung, da diese nur in engen 

Grenzen beeinflussbar ist. Aus individueller Sicht lässt 
sich die Suche nach einem Arbeitsplatz zwar beispiels-
weise durch eine erhöhte Transparenz am Arbeits-
markt oder auch durch zusätzliche Vermittlungsdienst-
leistungen verkürzen (vgl. Weber 2014), allerdings sind 
auch die eigene Motivation und die eigenen (Lohn-)
Ansprüche relevant. Grundsätzlich dürfte aber auch 
im Idealfall noch eine gewisse Zeit für die Suche nach 
einem Arbeitsplatz auf Seiten der Arbeitnehmer wie 
auch nach geeigneten Arbeitskräften auf Seiten der 
Arbeitgeber notwendig sein, um letztlich ein passen-
des »Match« herzustellen.

Allein mit Blick auf die Arbeitslosenquote sind 
diese Suchprozesse nicht zu erkennen. Die hohe Dyna-
mik am Arbeitsmarkt lässt sich hingegen an der Vielzahl 
von Zu- und Abgängen im Verlauf eines Jahres ablesen. 
Wird etwa die durchschnittliche (monatliche) Zugangs-
rate in Arbeitslosigkeit betrachtet und auf alle zivilen 
Erwerbspersonen bezogen, ergibt sich am aktuellen 
Rand ein Anteil von rund 1,5% (vgl. Abb. 1). Unter der 
Annahme, dass Zugänge und Abgänge in ihrer Anzahl 
gleich sind, könnte dieser Wert vereinfachend als fik-
tive Arbeitslosenquote interpretiert werden, die allein 
durch die Arbeitssuche bei einer unterstellten Such-
dauer von einem Monat begründet wäre. Abbildung 1 
zeigt in Abhängigkeit der Suchdauer1 ein Intervall, das 
bei einer Änderung der monatlichen Zugangsrate um 
0,1 Prozentpunkte entstehen würde. Dies entspricht 
etwa auch der Variation dieser Rate in den letzten drei 
Jahren. Letztlich dürfte durch die Sucharbeitslosigkeit 
eine untere Grenze für das Ziel der Vollbeschäftigung 
markiert werden, die selbst unter optimalen Bedingun-
gen kaum unterschritten werden kann.

IST VOLLBESCHÄFTIGUNG ERREICHBAR?

So unterschiedlich die quantitative Abgrenzung von 
Vollbeschäftigung ausfällt, so vielfältig sind auch die 
Einschätzungen dazu, ob und inwieweit sie erreich-

1	 Zudem wird vereinfachend unterstellt, dass sich die Zugänge 
gleichmäßig über ein Jahr verteilen.

*	 Holger Schäfer ist Senior Economist beim Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, Hauptstadtbüro.
**	 Dr. Jörg Schmidt ist Senior Economist beim Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, Hauptstadtbüro.
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bar ist. Die Bandbreite reicht von einer grundsätzlich 
optimistischen Position (vgl. Schmid 1994; Gartner 
2008) über einen vorsichtigen Optimismus in der lan-
gen Frist (vgl. Britton 1997; Weber 2014) hin zu einem 
eher grundsätzlichen Pessimismus (vgl. Pierenkäm-
per 2012). Dabei wird deutlich, dass die Einschätzung 
in erster Linie davon abhängt, was jeweils als Vollbe-
schäftigung angesehen wird (vgl. Goldberg et al. 2007), 
während ein Trend über die Zeit nicht auszumachen ist.

Die historische Betrachtung der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland zeigt, dass es nur wenige Phasen gab, in 
der die Arbeitslosenquote unter ein Niveau von 4% fiel. 
Diese Quote würde sich bei einer unterstellten durch-
schnittlichen Suchdauer von drei Monaten ergeben 
(vgl. Abb. 1). Die Entwicklung seit 1879 macht deutlich, 
dass dieses Ziel regelmäßig nur im Kaiserreich und 
in den Wirtschaftswunderjahren erreicht wurde (vgl. 
Promberger 2012). Auf der anderen Seite lässt die 
Reduzierung der Arbeitslosenquote auf zuletzt 5,6% 
darauf schließen, dass die Annäherung an eine mit 
Vollbeschäftigung kompatible Arbeitslosenquote 
nicht vollkommen utopisch und eine weitere Reduzie-
rung möglich ist. Um beispielsweise eine Quote von 
4% zu erreichen, müsste die Zahl der Arbeitslosen um 
rund 700 000 sinken. Dies ist keineswegs ausgeschlos-
sen, da der erforderliche Rückgang geringer ausfallen 
würde als derjenige im Zeitraum von 2005 bis 2007. 
Auch eine regionale Betrachtung legt nahe, dass Voll-
beschäftigung nicht unmöglich ist: Die Arbeitslosen-
quote in Baden-Württemberg bzw. Bayern liegt aktuell 
bei 3,4 bzw. 3%. In einzelnen Regionen liegt sie sogar 
unter 2%.

Zu Recht muss hinterfragt werden, inwieweit die 
offiziell ausgewiesene Arbeitslosenzahl ein realisti-
sches Bild der Arbeitslosigkeit wiedergibt. Auf der 
einen Seite weist die Erwerbslosigkeit nach inter
nationalem ILO-Standard mit 3,9% einen geringeren 
Wert aus als die durch sozialrechtliche Rahmenbe-
dingungen determinierte Quote der Bundesagentur 
für Arbeit. Auf der anderen Seite ist zu berücksichti-
gen, dass zu den registrierten Arbeitslosen noch Per-
sonen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, vorüb
ergehend Arbeitsunfähige und Personen in vorruhe-
standsähnlichen Arrangements hinzugezählt werden 
können. In diesem Fall hätte im März 2017 die Quote 
8,5% betragen – einschließlich der Kurzarbeit. Mitun-
ter wird sogar noch die Stille Reserve zum unfreiwillig 
ungenutzten Arbeitskräftepotenzial hinzugezählt (vgl. 
Weber 2014, S. 8).

Ob Vollbeschäftigung erreichbar ist, hängt mithin 
von ihrer Definition sowie der Definition von Arbeits-
losigkeit ab. Hinzu kommt, dass das Ziel der Vollbe-
schäftigung nicht losgelöst von anderen wirtschafts-
politischen Zielen gesehen werden kann, wobei sich 
Zielkonflikte ergeben (Kösters 1986). Am meisten 
diskutiert dürfte der – oft als invers angenommene – 
Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Preis-
stabilität sein. Daneben sind aber auch institutionelle 
Determinanten von Arbeitslosigkeit zu berücksichti-

gen. So ist theoretisch und empirisch gut belegt, dass 
die Existenz eines Arbeitslosengeldes die Arbeitslo-
sigkeit erhöht (vgl. Schäfer 2003). Daraus würde man 
allerdings kaum die Forderung ableiten, die Arbeitslo-
senversicherung abzuschaffen. Vielmehr existiert eine 
ganze Reihe von Rahmenbedingungen am Arbeits-
markt, die eine vollständige Räumung des Arbeits-
marktes verhindern, auf die die Gesellschaft aber 
aus anderen Erwägungen nicht verzichtet (vgl. van 
Suntum 1994). Vor diesem Hintergrund ergibt sich ent-
weder die Schlussfolgerung, dass Vollbeschäftigung 
unter den gegebenen Bedingungen nicht erreichbar ist 
oder der Begriff stets im Kontext der für unverzichtbar 
gehaltenen Bedingungen gesehen werden muss (vgl. 
Yollu-Tok und Sesselmeier 2012). Da hinsichtlich der 
Veränderbarkeit der Rahmenbedingungen aber kein 
Konsens besteht, ist die Frage nach der grundsätzli-
chen Erreichbarkeit von Vollbeschäftigung auch nicht 
pauschal zu beantworten.

IST VOLLBESCHÄFTIGUNG GESAMTWIRTSCHAFT­
LICH ERSTREBENSWERT?

Macht man sich zunächst die privaten und sozialen Kos-
ten bewusst, die mit Arbeitslosigkeit einhergehen, wäre 
im Gegenteil zu hinterfragen, warum Vollbeschäftigung 
kein erstrebenswertes Ziel sein soll. Durch Arbeitslo-
sigkeit entstehen für die Betroffenen oft nicht nur Ein-
kommenseinbußen, sondern auch nicht-pekuniäre 
Kosten, die deutlich stärker negativ auf das Wohlbefin-
den wirken können (vgl. Winkelmann und Winkelmann 
1998; Knabe und Rätzel 2008). Erwerbsarbeit stellt oft 
nicht nur eine Einkommensquelle dar, sondern bietet 
auch die Möglichkeit zum Aufbau sozialer Beziehungen 
und steigert das Selbstwertgefühl (vgl. Neumann und 
Schmidt 2013). 

Hinzu kommt die volkswirtschaftliche Perspek-
tive: Wenn das Potenzial einer Volkswirtschaft in vol-
lem Umfang ausgenutzt wird, begünstigt dies auch die 
Erreichung anderer wirtschafts- und gesellschaftspo-
litischer Ziele, wie etwa eine Stärkung der demokrati-
schen Kräfte, die Förderung der gesellschaftlichen Teil-
habe verschiedener Personengruppen und eine Redu-
zierung der Armutsgefährdung (vgl. Goldberg et al. 
2007). Zudem dürften die öffentlichen Haushalte spür-
bar entlastet werden: Das IAB (2017) schätzt die gesam-
ten fiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land auf immerhin 56 Mrd. Euro im Jahr 2015.

Bisweilen wird auch auf die Qualität der Arbeits-
verhältnisse verwiesen, die im Zuge einer auf Vollbe-
schäftigung ausgerichteten Politik zu berücksichtigen 
sei (vgl. Gartner 2008; Yollu-Tok und Sesselmeier 2012). 
Dies stellt allerdings eine eigenständige Frage dar, die 
zunächst nicht mit dem quantitativen Ziel der Vollbe-
schäftigung verbunden ist. Insbesondere in den letz-
ten Jahren scheinen sich ein Zuwachs an Beschäfti-
gung und eine relativ hohe Arbeitsqualität nicht auszu-
schließen. So zeigen beispielsweise Auswertungen zur 
Arbeitszufriedenheit in Deutschland, dass die Beschäf-
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tigten relativ zufrieden mit ihrer Arbeit sind und sich 
dies auch über die letzten Jahre, in denen ein spürbarer 
Beschäftigungsaufbau stattgefunden hat, kaum verän-
dert hat (vgl. Brenke 2015). 

WELCHEN BEITRAG KANN DIE ARBEITSMARKT­
POLITIK LEISTEN?

Bei der Betrachtung des Arbeitsmarkts in Deutsch-
land wird schnell klar, dass jenseits der Sucharbeits-
losigkeit ein qualifikatorischer Mismatch zwischen 
Angebot und Nachfrage die größte Herausforderung 
darstellt. Dies betrifft vor allem das Segment der Per-
sonen ohne Berufsausbildung. So gibt es 1,2 Mio. 
Arbeitslose, die eine Tätigkeit auf dem Anforderungs-
niveau »Helfer« anstreben, für die in der Regel keine 
Berufsausbildung Voraussetzung ist. Dem stehen 
aber nur 130 000 gemeldete offene Stellen in diesen 
Berufen gegenüber. Es erscheint mehr als nahelie-
gend, diesen Mismatch durch entsprechende Quali-
fizierungsanstrengungen zu mindern. Die Chancen 
dafür stehen sicher nicht schlecht. So übersteigt bei-
spielsweise die Zahl der Stellen für Fachkräfte in der 
Altenpflege die Zahl der Arbeitslosen mit diesem Ziel-
beruf um 11 000, andererseits gibt es 29 000 arbeits-
lose Altenpflegehelfer, aber nur 8 000 offene Stellen. 
Es muss aber auch die Möglichkeit in Betracht gezo-
gen werden, dass nicht jeder Arbeitslose mit Quali-
fikationsdefiziten einer Qualifizierungsmaßnahme 
zugänglich ist. Daher muss der Arbeitsmarkt immer 
auch Chancen für Personen ohne berufliche Fach-
kenntnisse bereithalten. Das kann er aber nur, wenn 
die mit geringer Produktivität einhergehenden Löhne 
und Beschäftigungsformen gesellschaftlich akzep-
tiert werden.

Arbeitslosigkeit konzentriert sich mittlerweile 
stark im Rechtskreis SGB II, wo zwei Drittel der Arbeits-
losen eingeordnet sind. Hier gibt es eine große Schnitt-
menge zu den Langzeitarbeitslosen. So waren von ins-
gesamt 2,7 Mio. Arbeitslosen im März 2017 etwa 1,2 Mio. 
SGB II-Langleistungsbezieher – d.h., sie haben in den 
letzten 24 Monaten mindestens 21 Monate Leistungen 
nach dem SGB II bezogen. Wenn das Ziel Vollbeschäfti-
gung glaubhaft verfolgt werden soll, muss dieses Seg-
ment verhärteter Arbeitslosigkeit aufgebrochen wer-
den. Dabei dürfte es kaum eine überzeugende Strate-
gie sein, die Betreffenden über die Etablierung eines 
sozialen Arbeitsmarktes in einen öffentlich geförderten 
Sektor zu überführen – auch wenn dadurch die regist-
rierte Arbeitslosigkeit sinkt. Das Ziel muss vielmehr die 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt sein. Eine Mög-
lichkeit, auf diesem Wege voranzukommen, wäre eine 
verstärkte Aktivierung (vgl. Fertig 2015). Dies erfordert 
eine entsprechende Prioritätensetzung bei der finan-
ziellen Ausstattung der Job-Center durch den Bund, 
aber auch bei den Job-Centern selbst. Es wäre in die-
sem Kontext schon viel erreicht, wenn alle Job-Center 
die im SGB II festgelegten Betreuungsrelationen errei-
chen – insbesondere die für Jugendliche. 
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Annelie Buntenbach*
Ziel »Vollbeschäftigung«: 
Nur eine Illusion?
Vollbeschäftigung zu erreichen ist ehrgeizig, aber nicht 
unmöglich. Voraussetzung ist aber, dass die richtigen 
Weichenstellungen erfolgen und die Probleme des 
Arbeitsmarktes entschlossen angegangen werden. 
Dabei darf die Politik sich nicht allein auf die Markt-
kräfte verlassen. 

Zunächst muss die Frage erörtert werden: Was ist 
Vollbeschäftigung? Einige Ökonomen sprechen von 
Vollbeschäftigung, wenn die Arbeitslosigkeit bei 3% 
liegt. Das ist nicht besonders ehrgeizig; 1965 lag die 
Arbeitslosenquote in Westdeutschland unter 0,5% und 
bis 1973 weiter unter 1%. 1967 hat der damalige Sach-
verständigenrat 0,8% als Vollbeschäftigung definiert. 

Derzeit haben 80 Landkreise eine Arbeitslosen-
quote von unter 3%, zwölf sogar unter 2%. Allerdings 
gibt es auch 25 Landkreise, in denen die Arbeitslosig-
keit über 10% liegt. Da eine einheitlich niedrige Arbeits-
losenquote wahrscheinlich nicht zu erreichen ist, ist 
der Wert von 3% bundesweit durchaus eine Zielmarke, 
die angestrebt werden könnte. Vollbeschäftigung ist 
das aber nicht. 

Gleichzeitig sollten wir ehrlich sein. Die derzeit aus-
gewiesene Arbeitslosenquote hat den größtmöglichen 
Nenner, nämlich »alle zivilen Erwerbspersonen«, der-
zeit gut 44 Millionen. Gleichzeitig werden bestimmte 
Gruppen von Arbeitsuchenden nicht als Arbeitslose 
gezählt. Dadurch sinkt die Quote auf den rechnerisch 
niedrigsten Wert von derzeit 5,4%. 

Es soll hier nicht der Frage nachgegangen werden, 
ob diese Darstellung sachgerecht ist oder nicht. Die 
Bundesagentur weist in ihren Veröffentlichungen auch 
die sogenannte Unterbeschäftigung aus, also die Zahl 
derer, die an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
teilnehmen oder im zweiten Arbeitsmarkt beschäftigt 
sind. Das sind derzeit insgesamt 3,5 Mio. Personen, die 
Kurzarbeit ist nicht eingerechnet. Dies zeigt, welche 
Aufgabe vor uns liegt. 

Die demographischen Veränderungen kommen 
dem Ziel der Vollbeschäftigung entgegen. Besonders 
in den ostdeutschen Bundesländern hatten sich nach 
der Wende die Geburtenraten halbiert. Jetzt treten 
diese geburtenschwachen Jahrgänge in den Arbeits-
markt ein. Gleichzeitig geht die Generation, die nach 
der Wende oft nicht stabil in Beschäftigung gekommen 
ist, in den Ruhestand. In der Folge sinkt die Arbeitslo-
sigkeit vor allem in Ostdeutschland deutlich. 

UNSICHERHEIT KONJUNKTUR

Vollbeschäftigung wird sich nicht von selbst einstel-
len. Aber die erste Voraussetzung ist eine stabile Kon-

junktur. Derzeit sind die Vorzeichen für die nächs-
ten Jahre gut, die Eurozone entwickelt sich nach Jah-
ren der Stagnation wieder positiv, zum Teil deutlich 
schneller als Deutschland. Dies mindert die Risiken 
für eine neue Finanzkrise und einen damit verbunden 
Konjunktureinbruch. 

Aber das muss keinesfalls so bleiben. Die Finanz-
märkte sind nicht stabil. Großbritannien steigt aus 
dem gemeinsamen Binnenmarkt aus. Es ist nicht aus-
geschlossen, dass weitere Länder folgen. Das Erstarken 
von rechtspopulistischen Gruppen beunruhigt. In den 
USA gibt es klare Abschottungstendenzen, auch in Ost-
europa setzen viele Länder eher auf nationalistische 
Politik als auf einen gemeinsamen Markt. 

Schwellenländer, die noch vor einigen Jahren die 
Zugpferde der Konjunktur waren, haben mit schwe-
ren wirtschaftlichen Problemen zu kämpfen. Auch 
die hohen Außenhandelsüberschüsse, auf denen 
ein wesentlicher Teil unseres Beschäftigungsbooms 
beruht, stehen international immer mehr in der Kritik. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass dies negative Reak-
tionen unserer Partner provoziert, die sich auf den 
Arbeitsmarkt auswirken können. Unklar ist, wie es mit 
der Automobilindustrie weitergeht, auch die Folgen 
des Ausstiegs aus der Kohle- und Atomwirtschaft sind 
schwer vorherzusehen. Vollbeschäftigung kann es nur 
geben, wenn diese Risiken beherrschbar bleiben – aber 
das ist mehr als ungewiss. 

GUTE ARBEIT MUSS DAS ZIEL BLEIBEN 

Derzeit ist der Arbeitsmarkt weiterhin aufnahmefä-
hig; auch bei einer nur moderaten Wachstumsrate der 
Volkswirtschaft insgesamt steigt die Beschäftigung 
stark an. Gegenüber früheren Zeiten ist die Beschäfti-
gungsschwelle deutlich niedriger. 

Jährlich werden derzeit über 600 000 Arbeitsplätze 
geschaffen. Dabei entstehen aber immer mehr Teilzeit-
arbeitsplätze; 5 Millionen arbeiten zudem in sogenann-
ten Minijobs. Das Beschäftigungsvolumen steigt ent-
sprechend langsamer an. Die vorhandene Arbeit wird 
auf mehr Köpfe verteilt. Teilzeit auf freiwilliger Basis 
ist nicht zu beanstanden, aber wenn Fehlanreize – wie 
bei den Minijobs – Teilzeit fördern oder Teilzeit durch 
den Arbeitgeber aus Gründen der Flexibilität veranlasst 
wird, kommt dies dem Ziel Vollbeschäftigung nicht ent-
gegen. Unfreiwillige Teilzeit ist Teilzeitarbeitslosigkeit, 
ohne dass diese erfasst würde. 

Es ist gut, dass immer mehr Frauen am Arbeits-
markt aktiv sind. Aber Frauen dürfen nicht in Teilzeit 
gedrängt werden, und wir müssen die Integration in 
Berufe fördern, die besser bezahlt sind. Der große 
Lohnabstand zwischen Männern und Frauen, der wie-
derum zu einer großen Rentenlücke führt, darf nicht 
hingenommen werden. 

Viele der in den letzten Jahren neu geschaffe-
nen Arbeitsplätze sind solche in sogenannter atypi-
scher Beschäftigung. Ein gutes konjunkturelles Umfeld 
muss genutzt werden, um diese Arbeitsplätze in sozial 

*	 Annelie Buntenbach ist Mitglied des Geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstandes und zuständig für die Bereiche Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik sowie Rechtspolitik und Arbeitsrecht.

Annelie Buntenbach
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abgesicherte und tariflich bezahlte Arbeit zu überfüh-
ren. Das von CDU/CSU propagierte Motto »Sozial ist, 
was Arbeit schafft«, setzt hier falsche Signale. Besser 
wäre »Sozial ist, was gute Arbeit schafft«. Die unbe-
fristete Beschäftigung mit tariflicher Bezahlung sollte 
der Regelfall sein. Wir müssen Arbeitsplätze schaffen, 
von denen man leben kann, die Schere der Einkom-
men darf sich nicht weiter öffnen. Atypische Beschäf-
tigung wie Minijobs, Leiharbeit oder auch unfreiwillige 
Solo-Selbstständigkeit müssen wieder reduziert wer-
den. Diese Forderungen stehen dem Ziel der Vollbe-
schäftigung keinesfalls entgegen. 

SCHLÜSSEL – WEITERBILDUNG 

Die große Herausforderung ist, die Arbeitslosen wie-
der in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Das Mismatch 
liegt auch daran, dass die Qualifikation der Arbeitslo-
sen und die Anforderungen an die Arbeitsstellen nicht 
zusammen passen. Eine geringe Qualifikation ist das 
größte Hindernis für den Eintritt in den Arbeitsmarkt. 
Die Probleme beginnen schon in der Erstausbildung. 
Noch immer bleiben etwa 14% eines Ausbildungsjahr-
gangs dauerhaft ohne Ausbildung. Beim Dresdner Bil-
dungsgipfel im Jahr 2008 wurde beschlossen, deren 
Anzahl von damals 17% auf 8,5% bis zum Jahr 2015 
zu halbieren. Bisher sind die Fortschritte bescheiden. 
Rund ein Viertel der Ausbildungsverträge wird vorzei-
tig aufgelöst. 

Die Digitalisierung beschleunigt den Struktur-
wandel zusätzlich. Das Institut für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB) 
hat Modellrechnungen vorgenommen, um die Wir-
kung der Digitalisierung abzuschätzen. Das IAB kommt 
zwar zu dem Ergebnis, dass sich der Gesamtbestand 
der Beschäftigung durch die Digitalisierung insgesamt 
nicht gravierend verändern wird. 

Das heißt aber nicht, dass alles beim Alten bleibt: 
Die Arbeitsplätze selbst ändern sich. In der Modellrech-
nung wird deutlich, dass im Jahr 2025 rund 1,5 Millio-
nen heute noch vorhandene Arbeitsplätze nicht mehr 
existieren werden. Dafür gibt es aber 1,5 Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze an anderen Stellen. Das Pro-
blem: Der Bedarf an komplexen bzw. hochkomplexen 
Tätigkeiten nimmt zu, während die einfachen Tätigkei-
ten an Bedeutung verlieren.1 

Die Antwort darauf kannn nur sein, in Bildung und 
Weiterbildung zu investieren. In der ersten Stufe benö-
tigen wir eine Weiterbildungsberatung auch für Beschäf-
tigte. Mit der Bundesagentur für Arbeit steht ein bun-
desweiter Akteur bereit, der diese Aufgabe überneh-
men kann. Derzeit gibt es dazu Modellversuche. Dabei 
muss eine enge Abstimmung mit den Initiativen der 
Länder erfolgen. 

Darüber hinaus benötigen wir aktive Weiterbil-
dung, vor allem für Beschäftigte und Arbeitslose. Für 
Arbeitslose im Versicherungssystem hat der Verwal-
1	 Vgl. auch E. Weber, »Digitalisierung als Herausforderung für eine 
Weiterbildungspolitik«, Wirtschaftsdienst 97, 2017, S. 372–374.

tungsrat der Bundesagentur für Arbeit Vorsorge getrof-
fen. Die Mittel wurden deutlich aufgestockt, auch das 
Nachholen von Ausbildungen und Schulabschlüssen 
kann finanziert werden. Bis 2020 sollen 120 000 junge 
Menschen über 25 Jahren zusätzlich einen Beruf erler-
nen. Für Klein- und Mittelbetriebe kann sogar betrieb-
liche Weiterbildung von Beschäftigten gefördert 
werden. 

Die Qualifizierung von Beschäftigten stellt jedoch 
eine große Herausforderung dar. Obwohl es große poli-
tische Übereinstimmung gibt, dass die Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit durch Qualifizierung sinnvoller ist als 
nachträgliche Reparatur, gibt es keinerlei Fortschritte 
und auch keinen politischen Konsens. Das liegt auch 
daran, dass die Arbeitgeberverbände massiv auf der 
Bremse stehen. Weiterbildung ist sicherlich in erster 
Linie Aufgabe der Betriebe, aber für Ältere, Geringquali-
fizierte und Menschen, die vom Strukturwandel betrof-
fen sind, wird zu wenig getan.

Defizite gibt es außerdem noch in der Grundsi-
cherung Hartz IV. Dort befinden sich zwei Drittel aller 
Arbeitslosen, aber nur 40% der geförderten Maßnah-
men richten sich an diese Zielgruppe. Seit 2010 wur-
den die Etats für aktive Maßnahmen in der Grundsi-
cherung nahezu halbiert. Deswegen hat der DGB vor-
schlagen, den Etat für Weiterbildung um eine Milliarde 
anzuheben und in einem separaten Weiterbildungsti-
tel zu bündeln. Zusätzlich zu den im letzten Jahr ein-
geführten Erfolgsprämien bei Bestehen der Zwischen- 
bzw. Abschlussprüfung sollen die Teilnehmer durch ein 
Unterhaltsgeld, das laufend während der Maßnahme 
gezahlt wird, unterstützt werden. Wissenschaftliche 
Studien zeigen, dass die finanzielle Situation während 
der Weiterbildung oft ein Grund für den Abbruch der 
Maßnahme darstellt. Teilnehmer an Weiterbildung soll-
ten mindestens so gestellt sein wie Teilnehmer an den 
sogenannten Ein-Euro-Jobs. 

Vollbeschäftigung wird es nur geben, wenn über 
die Finanzierung von Weiterbildung ein politischer Kon-
sens hergestellt wird. Wir brauchen Unterstützung für 
die Personen, die unterdurchschnittlich an Weiterbil-
dung beteiligt werden. Das sind Ältere, Beschäftigte in 
Leiharbeit und Minijobs und Menschen mit einer nied-
rigen Qualifikation. Die Vermeidung von Arbeitslosig-
keit wird nur erfolgreich sein, wenn diese Fragen gelöst 
werden. Aber gerade hier bleiben die Ankündigungen 
von CDU/CSU vage. 

Notwendig ist zudem, ältere Menschen am 
Arbeitsmarkt zu halten. Derzeit ist das Risiko groß, 
dass Beschäftigte, die in höherem Lebensalter arbeits-
los werden, keine adäquate Anschlussbeschäftigung 
finden und oft nur unterhalb ihrer Qualifikation oder 
gar prekär oder atypisch arbeiten können. Ursache 
dafür ist, dass das erworbene Fachwissen oft veraltet 
ist bzw. durch Spezialisierung nur ein kleiner Teil des 
ursprünglichen Berufsbildes aktuell gehalten wurde. 
Eine Kultur der Weiterbildung in Verbindung mit finan-
zieller Unterstützung würde helfen, diese Defizite zu 
mindern. 
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SCHLÜSSEL – LANGZEITARBEITSLOSIGKEIT 
SENKEN

Wer Vollbeschäftigung will, muss vor allem die hohe 
Zahl der Langzeitarbeitslosen senken. Zwar ist auch 
die Zahl der Langzeitarbeitslosen seit dem Jahre 2005 
zurückgegangen, doch seit dem Jahre 2010 ist die Ver-
änderung gering. Aktuell sind 1 Mio. Menschen lang-
zeitarbeitslos, das sind 37% aller Arbeitslosen. Ein Drit-
tel ist länger als drei Jahre arbeitslos. Beunruhigend ist 
zudem, dass sich vor allem die Langzeitarbeitslosig-
keit mit einer Dauer von über vier Jahren immer mehr 
verfestigt.

Die Hauptrisikogruppen sind Ältere, Alleinerzie-
hende und Personen mit geringer Qualifikation. Im 
Jahre 2016 waren fast 70% der Langzeitarbeitslosen 
55 Jahre und älter oder geringqualifiziert. Fast die 
Hälfte der Arbeitslosen hat keinen formalen Berufsab-
schluss. Von ihnen waren 42% zwölf Monate oder län-
ger arbeitslos. 

Von den 1,4 Mio. Langzeitarbeitslosen, die ihre 
Arbeitslosigkeit beendeten, wurden nur 13% in den 
ersten Arbeitsmarkt integriert. Die übrigen sind ent-
weder in eine Maßnahme eingetreten oder in die 
Nichterwerbstätigkeit. 

Die Herausforderung besteht zum einen darin, dem 
Entstehen von Langzeitarbeitslosigkeit vorzubeugen 
und andererseits Langzeitarbeitslose verstärkt in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Wie bereits oben ausge-
führt, ist in erster Linie die Weiterbildung, also präven-
tives Handeln, gefordert. Neben der beruflichen Mobili-
tät muss aber auch mehr Wert auf vorsorgende Gesund-
heitspolitik gelegt werden. Die Arbeitsplätze müssen 
alternsgerecht gestaltet sein, ggf. muss auch ein Wech-
sel innerhalb eines Betriebes ermöglicht werden, wenn 
die bisherige Arbeit nicht fortgeführt werden kann. 

Um verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit aufzulö-
sen, ist mehr aktive Unterstützung bei der Wiederein-
gliederung erforderlich. Dabei müssen auch Ältere stär-
ker als bisher in den Blick genommen werden. Men-
schen, die 57 Jahre alt sind, zählen nicht zum »alten 
Eisen«, sondern müssen perspektivisch noch acht bis 
zehn Jahre arbeiten. Diesem Anspruch muss die aktive 
Arbeitsmarktpolitik folgen. Deswegen müssen für alle 
Arbeitslosen, einschließlich der älteren, verstärkt aktive 
Hilfen zur Wiedereingliederung bereitgestellt werden. 

Eine intensive Begleitung der Vermittlung und Hil-
fen bei der Jobsuche sind ein effizienter und kosten-
günstiger Ansatz, um dem Eintritt von Langzeitarbeits-
losigkeit vorzubeugen. Darüber hinaus müssen die 
Arbeitgeber hinsichtlich der Potenziale Älterer intensi-
ver beraten werden. Lohnkostenzuschüsse sind gezielt 
zur Eingliederung dieser Personengruppe einzusetzen. 

ÖFFENTLICH GEFÖRDERTE BESCHÄFTIGUNG 
AUSBAUEN

Um den harten Kern der Langzeitarbeitslosen abzu-
bauen, wird es nicht ohne öffentlich geförderte Beschäf-

tigung gehen. Hierzu müssen sich CDU/CSU deutlicher 
bekennen. Das Argument, es würden Arbeitsplätze ver-
drängt, zieht derzeit nicht. Die Wirtschaft – vor allem 
das Handwerk – ist ausgelastet, es gibt keine Verdrän-
gung von regulärer Arbeit. 

Der DGB hat deswegen das Konzept des »ehrlichen 
zweiten Arbeitsmarkts« entwickelt. Ehrlich deswe-
gen, weil das Konzept sich ausdrücklich dazu bekennt, 
Arbeit für bestimmte Gruppe zu subventionieren und 
dies nicht ausschließlich unter den Vorbehalt der 
schnellen Integration in den ersten Arbeitsmarkt stellt. 
Diese Förderung kann unter bestimmten Vorausset-
zungen, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
soll, auch in privaten Betrieben erfolgen. Die Entschei-
dung, ob eine Tätigkeit den lokalen Arbeitsmarkt schä-
digt, sollten die örtlichen Sozialpartner überwachen. 

Voraussetzung dafür ist eine stabile und verlässli-
che Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik und 
der öffentlich geförderten Beschäftigung. Vor allem in 
der Grundsicherung müssen die Etats für aktive Hilfen 
aufgestockt werden. Gleichzeitig muss die Vermittlung 
von Arbeitslosen nachhaltiger werden. Schnelle Ver-
mittlung ist nicht immer hilfreich. 

FAZIT

Eine Arbeitslosenquote von 3% wäre eine deutliche 
Verbesserung gegenüber heute. Unter guten Voraus-
setzungen und bei einer aktiven Politik, die die Prob-
leme des Arbeitsmarkts angeht, ist dieses Ziel erreich-
bar. Voraussetzung ist, dass die Konjunktur sta-
bil bleibt und die Risiken der Weltwirtschaft und die 
strukturellen Veränderungen im Inland beherrschbar 
bleiben. 

In Bezug auf die Statistik müssen wir ehrlich sein. 
Die Arbeitslosigkeit ist höher, als die monatlich veröf-
fentlichte Arbeitslosenquote es suggeriert. Anstatt 
eine Quote zugrunde zu legen, sollte besser die abso-
lute Zahl der Arbeitsuchenden als Grundlage genom-
men werden. Bei 3% Arbeitslosigkeit sind immer noch 
1,3 Mio. Menschen arbeitslos, zuzüglich der rund 1 Mio. 
Teilnehmenden in Maßnahmen. Das ist keine echte 
Vollbeschäftigung.

Die Bundesregierung muss die Strukturprobleme 
des Arbeitsmarkts entschlossen angehen. Dazu gehört 
– eigentlich eine überfällige Selbstverständlichkeit –, 
in die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
investieren und Frauen endlich die Teilhabe am Arbeits-
leben auf Augenhöhe zu eröffnen. Durch präventive 
Maßnahmen muss dem Entstehen von Arbeitslosig-
keit vorgebeugt werden. Das gilt vor allem für Ältere 
und Geringqualifizierte. Dafür muss die Weiterbildung 
von Arbeitslosen und Beschäftigten gestärkt werden. 
Es müssen besonders die Gruppen gefördert werden, 
die eine hohes Risiko tragen, arbeitslos zu werden oder 
deren Arbeitsplätze durch den Strukturwandel gefähr-
det sind. Für die Finanzierung und die Freistellung der 
Weiterbildung benötigen wir schnellstmöglich einen 
politischen Konsens. 
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Der Schlüssel des Erfolges liegt in der Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit. Die Zunahme von atypi-
scher Arbeit sowie die hohen Flexibilitätsanforderun-
gen der Wirtschaft führen dazu, dass eine immer größer 
werdende Gruppe von Beschäftigten nur instabil in den 
Arbeitsmarkt kommt. Gleichzeitig stagniert die Lang-
zeitarbeitslosigkeit auf hohem Niveau. Wenn dennoch 
eine Arbeitsaufnahme gelingt, ist diese oft instabil und 
so schlecht bezahlt, dass ergänzende Leistungen der 
Grundsicherung in Anspruch genommen werden müs-
sen. Vor diesen Problemen darf die Politik nicht länger 
die Augen verschließen. Sozial ist nämlich, was gute 
Arbeit schafft. 

Alexander Spermann*
Demographie + Digitalisie-
rung = Vollbeschäftigung?
In den 1980er und 1990er Jahren konnten sich in 
Deutschland nur wenige Entscheidungsträger in Poli-
tik und Wirtschaft vorstellen, dass mehr arbeitssu-
chende Ältere, Frauen und Migranten zu mehr Beschäf-
tigung und Wohlstand führen können. Es war einfach 
zu plausibel, dass mehr Bewerber um knappe Jobs zu 
steigender Arbeitslosigkeit führen muss. Dementspre-
chend wurde Politik gemacht: Ältere durch Vorruhe-
standsregelungen und Altersteilzeit so früh wie mög-
lich aus dem Arbeitsmarkt hinausdrängen, Frauenbe-
schäftigung durch Ehegattensplitting (Steuerklasse V) 
und unzureichende Kinderbetreuung unattraktiv 
gestalten, Beschäftigungsverbot für Asylbewerber, 
Vorrangprüfung, maximale Ausschöpfung der Über-
gangsfristen für volle Arbeitnehmerfreizügigkeit bei 
den neuen ost- und mitteleuropäischen EU-Beitritts-
länder, komplexe Regelungen bei der Anerkennung 
beruflicher Abschlüsse im Ausland sowie hohe recht-
liche und administrative Hürden für die Arbeitsauf-
nahme von Nicht-EU-Ausländern. Vollbeschäftigung 
galt als Illusion.

Erst mit der Lissabon-Strategie 2000 der Europäi-
schen Union begann offiziell das Umdenken. Dass die 
Zahl der Jobs fix ist und auf mehrere Schultern ver-
teilt werden müsse, wurde als Trugschluss entlarvt 
(lump-of-labor fallacy). Stattdessen wurde die arbeits-
marktökonomische Erkenntnis, dass der zu vertei-
lende Kuchen wachsen kann, in Politikziele übersetzt. 
So sollten die Beschäftigungsquoten in Europa bis 2010 
deutlich zunehmen. Deutschland hat die Ziele der Lis-
sabon-Strategie als eines der wenigen europäischen 
Länder erreicht. Inzwischen ist es unumstritten: Ja, 
steigende Beschäftigung und fallende Arbeitslosigkeit 
können Hand in Hand gehen. In den letzten zehn Jah-
ren ist die Beschäftigung in Deutschland auf etwa 
44 Mio. Beschäftigte gestiegen, das Arbeitsvolumen in 
Stunden hat zugenommen, und die Arbeitslosigkeit hat 
sich halbiert. 

Doch jetzt kommt der Doppelschlag aus Demo-
graphie und Digitalisierung. Die Babyboomer-Genera-
tion marschiert unaufhaltsam auf einen Ruhestand mit 
zunehmender Rentenbezugsdauer dank guter Gesund-
heit zu. Täglich werden Berichte zu den Arbeitsmarkt
effekten des digitalen Wandels veröffentlicht: Viele 
analoge Jobs verschwinden nicht nur in Konzernen, 
digitale Jobs mit anderen, meist höheren Kompetenz
anforderungen entstehen. Ist angesichts dieser Ent-
wicklungen das Ziel Vollbeschäftigung erreichbar oder 
eine Illusion?

Eine wichtige Einsicht ist es, dass sowohl Demo-
graphie als auch Digitalisierung im Kern Produktivi-
*	 Dr. Alexander Spermann ist habilitierter Arbeitsmarktexperte, der 
in Leitungsfunktionen sowohl in Wirtschaftsforschungsinstituten als 
auch in der Privatwirtschaft gearbeitet hat. Er lehrt als Privatdozent 
an der Universität Freiburg. 
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tätsthemen sind. Demographie erfordert höhere Pro-
duktivität, damit ein höherer Anteil von Senioren von 
den Erwerbstätigen finanziert werden kann. Digitalisie-
rung ermöglicht höhere Produktivität, weil mit der glei-
chen Zahl an Menschen mehr produziert werden kann. 
Deshalb passen beide Entwicklungen zunächst einmal 
gut zusammen. Aber ein Automatismus in Richtung 
Vollbeschäftigung ergibt sich deshalb noch lange nicht. 
Es braucht eine klare Strategie, um das realistische Ziel 
Vollbeschäftigung zu erreichen.

Die Demographiestrategie der Bundesregierung 
weist – in ihrer überarbeiteten Version – den richtigen 
Weg, wenn es um die Bewältigung der Herausforderung 
Demographie geht. Die Strategie sieht vor, die Anreize 
für eine höhere Erwerbsbeteiligung von Älteren und 
Frauen zu verbessern, die verstärkte Zuwanderung von 
qualifizierten Migranten zu ermöglichen und lebens-
langes Leben für alle zu fördern.

Leider sind wesentliche Reformanstrengungen in 
der letzten Legislaturperiode in die falsche Richtung 
oder nicht weit genug gegangen. So erhöhte die Rente 
mit 63 den Anreiz, früher aus dem Erwerbsleben aus-
zuscheiden. Die Flexi-Rente bringt zwar einige wenige 
Verbesserungen, ist jedoch gedanklich auf einen glei-
tenden Übergang aus dem Erwerbsleben fixiert – und 
nicht auf Anreize, möglichst lange zu arbeiten. Die im 
internationalen Vergleich negativsten Arbeitsanreize 
für Frauen im Steuersystem durch das Ehegatten
splitting blieben unverändert. Die Zuwanderung von 
Migranten wurde zwar durch eine vereinfachte Aner-
kennung beruflicher Abschlüsse erleichtert – das Ver-
fahren ist jedoch in der Praxis uneinheitlich und auf-
wändig. Weiterhin ist das nach OECD-Einschätzung 
im internationalen Vergleich liberale Einwanderungs-
recht in Deutschland intransparent, so dass kaum qua-
lifizierte Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern stattfin-
det. Schließlich ist die »Bildungsrepublik Deutschland« 
nach dem Bildungsmonitor 2017 unterfinanziert, weil 
weniger als 7% des Bruttoinlandsprodukts für Bildung 
ausgegeben werden (vgl. Anger et al. 2017).

Die Bundesregierung hat nicht nur eine Demo-
graphiestrategie, sondern auch eine Digitalisierungs-
strategie entwickelt – die Digitale Agenda 2014–2017. 
Analog zur ersten Fassung der Demographiestrate-
gie werden darin in sieben kleinteiligen Handlungsfel-
dern Ziele definiert, um dann zu sammeln, was schon 
alles gemacht wird und demnächst gemacht werden 
soll. Dabei mangelt es nicht an plakativen Initiativen 
wie dem Nationalen IT-Gipfel oder der Digitalplattform 
Smart Cities. Wenn es jedoch um die digitalen »Block-
buster« geht, dann ist der Fortschritt bescheiden. Aktu-
elle Beispiele: Flächendeckendes schnelles Internet als 
Ziel – noch nicht einmal in der Telekom-Hauptstadt 
Bonn und in der Bundeshauptstadt realisiert; Digital-
pakt für die Schulen – Fehlanzeige vor der Bundestags-
wahl; Cybersecurity – in den Kinderschuhen. 

Wenig hilfreich ist es, dass sich beim Thema Digi-
talisierung die Pessimisten und Optimisten gegenüber-
stehen (vgl. die zusammenfassenden Darstellungen 

von Spermann 2016a und Lorenz 2017). Da schlechte 
Nachrichten höchste mediale Aufmerksamkeit erlan-
gen, führen Botschaften wie »Das Ende der Arbeit« (Rif-
kin 1995) zu hohen Verkaufserlösen und vielen Vor-
tragseinladungen. Frey und Osborne (2013) ist mit der 
Zahl 47 ein entsprechender Verkaufsschlager gelungen. 
Ihr Aufsehen erregendes Ergebnis: Nach Einschätzung 
von befragten Computerexperten arbeiten 47% der 
Beschäftigten in den USA in Berufen, die in den nächs-
ten zehn bis 20 Jahren mit über 70%-iger Wahrschein-
lichkeit automatisiert werden können. Brynjolfsson 
und McAfee (2011; 2014) und McAfee und Brynjolfsson 
(2017) befeuerten die Automatisierungsängste mit drei 
erfolgreichen Publikationen. Die Botschaft: Roboter 
und künstliche Intelligenz werden mehr Jobs vernich-
ten, als wir uns das jetzt vorstellen können. 

Die Optimisten rekrutieren sich aus dem Feld der 
strategischen Unternehmensberater. In Studien, die auf 
team analysis beruhen, werden die zerstörten und neu 
geschaffenen Jobs gegenübergestellt – netto nimmt 
die Beschäftigung nach ihren Schätzungen zu. Die Bot-
schaft: Kein Ende der Arbeit in Sicht, aber Umwälzun-
gen in und zwischen Branchen. Aber auch Institute, 
die direkt oder indirekt im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales zu diesem Thema for-
schen, kommen zu weniger dramatischen Ergebnis-
sen für Deutschland: Nicht 47% der Beschäftigten, son-
dern lediglich 12% der Arbeitsplätze haben nach einer 
ZEW-Studie eine relativ hohe Automatisierungswahr-
scheinlichkeit (Bonin et al. 2015). Auch das Internet der 
Dinge, das in Deutschland unter dem Marketing-Begriff 
Industrie 4.0 diskutiert wird, wird nach einer IAB-Studie 
zu Nettobeschäftigungsgewinnen innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre führen (Weber 2016). 

Einigkeit besteht zwischen Pessimisten und Opti-
misten darin, dass Qualifizierung – ein Leben lang – 
der zentrale Lösungsansatz ist. An dieser Stelle treffen 
sich Demographiestrategie und Digitale Agenda. Wäre 
Deutschland im Bereich des lebensbegleitenden Ler-
nens sehr gut aufgestellt, dann wäre Vollbeschäftigung 
trotz Strukturwandels vorstellbar. Das ist jedoch nicht 
der Fall.

Zwar haben sich in den letzten zehn Jahren die 
PISA-Ergebnisse verbessert, die Jugendarbeitslosig-
keit dank dualer Ausbildung verringert, die Zahl der 
Studenten verdoppelt, der MINT-Fachkräftemangel 
vermindert und dank Europäischen Qualifizierungs-
rahmen die Durchlässigkeit der Bildungssysteme ver-
bessert. Doch weiterhin führt die frühe Selektion in den 
Schulen zu einer Benachteiligung insbesondere von 
Nicht-Akademikerkindern mit und ohne Migrationshin-
tergrund, so dass die Chancengerechtigkeit teilweise 
nicht gegeben ist. Auch fehlt nach der beruflichen und 
der Hochschulausbildung ein überzeugendes, für alle 
Erwerbstätige und Arbeitslose offenes System der 
beruflichen Weiterbildung. Stattdessen erkämpfen 
sich Topinformierte und Hochengagierte in den Betrie-
ben und staatlichen Institutionen ein passables Wei-
terbildungspaket – der Rest wird mit Standardkursen 

Alexander Spermann
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abgespeist oder geht leer aus. Deshalb ist Deutschland 
von einem Paradigmenwechsel hin zu lebenslangen 
Lernen noch weit entfernt. 

Wenn Vollbeschäftigung ein wirtschaftspolitisches 
Ziel sein soll, dann muss Aus- und Weiterbildung ange-
sichts der demographischen Entwicklung und des digi-
talen Wandels völlig neu gedacht werden. Höhere Bil-
dungsausgaben führen nicht zwangsläufig zu besse-
ren Ergebnissen, sondern es kommt darauf an, wie das 
zusätzliche Geld ausgegeben wird. Aus der internati-
onalen empirischen Bildungsforschung ist bekannt, 
dass frühkindliche Bildungsinvestitionen sinnvoll sind. 
Das spricht für den weiteren Ausbau der Kindertages-
stätten und eine noch bessere Ausbildung der Betreu-
ungskräfte. Im schulischen Bereich ist ein Bündel von 
fünf Elementen erfolgreich: Mehr Lernzeit, besser aus-
gebildete Lehrer, Unterstützung durch Tutoren, regel-
mäßige Testauswertungen und eine Kultur der hohen 
Erwartungen an Schüler (vgl. Fryer 2014). Berufliche 
Ausbildung und Hochschulbildung sowie berufliche 
Weiterbildung bis ins Rentenalter kann durch den Ein-
satz digitaler Bildungselemente besser werden. Doch 
welche Kombinationen aus analoger und digitaler Bil-
dung zum Erfolg führen, ist noch weitgehend uner-
forscht. Es ist deshalb sinnvoll, durch Feldexperimente 
neue Erkenntnisse zu gewinnen. 

Doch was ist mit den Verlierern des Strukturwan-
dels? Wie können sie sich neue Kompetenzen aneignen, 
um sich durch Qualifizierung gegen Arbeitslosigkeit zu 
schützen? Wie lässt sich die Dauer der Arbeitslosig-
keit minimieren? Wie lässt sich die Zahl der Langzeit-
arbeitslosen und Langzeitleistungsbezieher vermin-
dern? Das soziale Sicherungssystem bei Arbeitslosig-
keit ist heute wesentlich besser aufgestellt als vor zehn 
Jahren (vgl. Spermann 2017). In der Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat es eine Bewährungsprobe bestan-
den: Die aufgebauten Reserven waren ausreichend, 
um etwa einer Million Menschen Kurzarbeitergeld zu 
finanzieren. Doch für einen schleichenden strukturel-
len Wandel mit zunehmender Entwertung bestehen-
der Kompetenzen von Erwerbstätigen ist die Arbeitslo-
senversicherung noch nicht ausreichend vorbereitet. 
Es fehlt an präventiver Arbeitsmarktpolitik zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit. Deshalb ist eine mögliche 
Lotsenfunktion der Bundesagentur für Arbeit für die 
lebensbegleitende Weiterbildung intensiv zu diskutie-
ren. Auch sind verbesserte Anreize für die Weiterquali-
fizierung notwendig: Das im Rahmen der Hartz-Refor-
men abgeschaffte Unterhaltsgeld, das eine finanzielle 
Besserstellung von sich qualifizierenden Arbeitslosen 
ermöglichte, könnte – analog zum Kurzarbeitergeld – 
in einer modifizierten Form ein geeignetes Instrument 
gegen Arbeitslosigkeit durch Strukturwandel wer-
den. Weiterhin sollten zusätzliche Leistungspakete, 
die einen längeren Arbeitslosengeldbezug oder eine 
höhere Versicherungsleistung für Zeiten der Qualifi-
zierung erlauben, durch individuelle Zuzahlungen zur 
Arbeitslosenversicherung möglich sein (vgl. dazu auch 
Clemens Fuest in Der Spiegel 2017).

Die Dauer der Arbeitslosigkeit lässt sich angesichts 
etwa einer Million offener Stellen in Deutschland ins-
besondere durch intensive Betreuung in den Arbeits-
agenturen und Jobcentern weiter verringern, wie aus 
zahlreichen empirischen Untersuchungen in den letz-
ten 15 Jahren bekannt ist (vgl. Spermann 2016b). Für 
Langzeitarbeitslose ist darüber hinaus eine flächende-
ckende Schuldner-, Sucht- und psychosoziale Beratung 
notwendig. Auch zeitlich befristete finanzielle Anreize 
sind ein kosteneffizientes Mittel zur Erhöhung der 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit, wie zuletzt Feldex-
perimente mit Vergleichsgruppen in Großbritannien 
gezeigt haben (vgl. Hendra et al. 2011). Für eine zeitlich 
unbefristete Veränderung der Hinzuverdienstgrenzen 
besteht dagegen wenig Spielraum – lediglich die Inte-
gration von Arbeitslosengeld II, Wohngeld und Kinder-
zuschlag bei einer konstanten Transferentzugsrate von 
60% könnte eine Option sein (vgl. Peichl et al. 2017).

Und wenn alle diese Maßnahmen dauerhaft schei-
tern? Von der Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens bei gleichzeitiger Abschaffung des 
Sozialstaates, wie es von Straubhaar (2017) gefordert 
wird, ist zu warnen. Ohne intensive Betreuung ist keine 
Integration von Langzeitarbeitslosen und Langzeit-
leistungsempfängern möglich. Stattdessen erscheint 
– nach den Erfahrungen aus wissenschaftlich beglei-
teten Modellversuchen zum sozialen Arbeitsmarkt in 
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg – sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung für den seit 
Jahren arbeitslosen harten Kern der erwerbsfähigen 
Langzeitleistungsempfänger als Ultima Ratio sinnvoll, 
wenn viele private Unternehmen und arbeitsmarkt-
nahe Beschäftigungsinitiativen mit hohen Lohnkos-
tenzuschüssen zur Einstellung bewegt werden können. 
Auch ein solches Element gehört zu einer Vollbeschäfti-
gungsstrategie, wobei bei der Ausgestaltung eine Sog-
wirkung in Richtung sozialen Arbeitsmarkt vermieden 
werden muss.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Vollbe-
schäftigung ist ein realistisches Ziel und keine Illusion, 
doch es bedarf einer klaren Strategie. Die Demogra-
phiestrategie der Bundesregierung ist wegweisend, 
weil sie von einem wachsenden Arbeitskuchen aus-
geht: Je mehr Ältere, Frauen und Migranten erwerbstä-
tig sein wollen, desto höher kann die Beschäftigung und 
damit das Wachstum ausfallen – bei sinkender Arbeits-
losigkeit. In der letzten Legislaturperiode wurden 
jedoch Fehlanreize für Ältere gesetzt (z.B. abschlags-
freie Rente mit 63), negative Arbeitsanreize nicht ver-
ändert (z.B. Ehegattensplitting) und präventiver Kom-
petenzerwerb zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit 
(z.B. in der Arbeitslosenversicherung) nicht zusätzlich 
gefördert. Flexi-Rente II, Realsplitting, Reformen der 
Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung, aber 
auch ein Zuwanderungsgesetz sollten deshalb auf die 
Agenda der nächsten Bundesregierung. 

Sowohl die Demographiestrategie als auch die 
digitale Agenda der Bundesregierung betonen die Not-
wendigkeit lebenslangen Lernens. Es reicht jedoch 
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nicht, lediglich die Bildungsausgaben zu erhöhen. 
Durch digitale Bildung ergeben sich völlig neue Mög-
lichkeiten für Verbesserungen in der Aus- und Weiterbil-
dung, die verstärkt experimentell getestet werden soll-
ten. Im Idealfall ergeben sich neue Kombinationen aus 
Bewährten und Neuem, die mehr Menschen als bisher 
zu höherer Produktivität und höherer Beschäftigungs-
sicherheit führen können. Eine verknüpfte Demogra-
phie- und Digitalisierungsstrategie mit dem Schwer-
punkt lebenslanges Lernen erhöht die Wahrscheinlich-
keit, Vollbeschäftigung zu erreichen. Einschränkend ist 
jedoch anzumerken, dass nicht alle Menschen in der 
Lage sein werden, die notwendigen Kompetenzen für 
neu entstehende Jobs zu erlangen. Diese sollten nicht 
mit einem niedrigen bedingungslosen Grundeinkom-
men alimentiert werden, sondern als sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigte im Rahmen eines sozialen 
Arbeitsmarktes aktiv und gut betreut ihren Teil zum 
Gemeinwohl beitragen dürfen. 
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GLOBALE ENTWICKLUNG AUSLÄNDISCHER 
DIREKTINVESTITIONEN

Im Jahr 2016 verringerten sich die FDI1-Flüsse global 
betrachtet um 2% auf 1,75 Billionen US-Dollar. Dies ist 
auf einen Rückgang in einigen bedeutenden Weltregi-
onen zurückzuführen, z.B. in Europa, Lateinamerika 
und den asiatischen Schwellenländern. Demgegen-
über verzeichneten andere Industrieländer2 und Nord-
amerika Zuwächse. Der in Europa eingetretene Rück-
gang ist vergleichsweise niedrig in Anbetracht seines 
nach wie vor sehr hohen Niveaus. Insgesamt ergibt sich 
somit ein verstärkter Zufluss in Richtung Industrielän-
der. Die Schwellenländer verbuchten ebenfalls einen 
verstärkten Zufluss (von 38 auf 68 Mrd. US-Dollar), was 
auf einzelne Privatisierungen russischer Staatsunter-
nehmen sowie Rohstofferkundungen in Kasachstan 
zurückzuführen ist. 

Die asiatischen Entwick-
lungsländer fielen hingegen 
sogar unter ihr Niveau aus dem 
Jahr 2014, während die Zuflüsse 
nach Lateinamerika/Karibik und 
Afrika im dritten Jahr in Folge fie-
len. Abbildung 1 zeigt die regio-
nalen Direktinvestitionszuflüsse 
für die Jahre 2014 bis 2016. Es gilt 
zu beachten, dass es sich hier-
bei um Bruttostromgrößen han-
delt, also keine Saldierung zwi-

1	 Das Akronym steht für die englische 
Bezeichnung Foreign Direct Investment 
(ausländische Direktinvestitionen).
2	 In diesem Aggregat sind enthalten: 
Australien, Bermuda, Israel, Japan und 
Neuseeland.

Martin Braml, Joachim Karl, Alice Scarduelli und Erdal Yalcin

Ausländische Direktinvestitionen auf 
einen Blick
Der UNCTAD World Investment Report 2017

Die Entwicklung grenzüberschreitender Direktinvestitionen ist wirtschafts- und gesell-
schaftspolitisch von großer Bedeutung. Die wichtigsten Entwicklungen und Aspekte welt-
weit beobachteter ausländischer Direktinvestitionen werden jährlich im Rahmen des von  
der Welthandelskonferenz (United Nations Conference on Trade and Development –  
UNCTAD) herausgegebenen World Investment Reports (WIR) zunächst deskriptiv dargestellt 
und anschließend analysiert. Der aktuelle World Investment Report widmet sich speziell 
Auslandsdirektinvestitionen, die mit dem Prozess der Digitalisierung in Verbindung stehen. 
Die wesentlichen Ergebnisse des aktuell WIR werden in diesem Artikel zusammengefasst.

schen Direktinvestitionszuflüssen und -abflüssen 
vorgenommen wurde. Ferner beschreiben die gezeig-
ten Abbildungen Ströme – also die kumulierten Brut-
totransaktionen innerhalb eines Jahres – und haben 
somit keine Aussagekraft über die jeweiligen Bestände 
an Direktinvestitionen.

Aus Gründen der effizienten globalen Kapitalal-
lokation würde man größere FDI-Zuflüsse in Schwel-
len- und Entwicklungsländer erwarten, da dort das 
sogenannte Grenzprodukt des Kapitals, also die reale 
Ertragsrate, höher ist als in kapitalreichen Industrie-
ländern; dennoch beobachtet man 2016 eine Verlang-
samung der Zuflüsse in ärmere Länder (–14%). Während 
niedrige Rohstoffpreise viele Schwellenländer belaste-
ten, spielen gerade in Lateinamerika auch Wachstums
probleme eine vorwiegende Rolle. Grenzüberschrei-
tende Übernahmen und Fusionen sanken dort um 18%, 
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während sogenannte Greenfield-Investitionen3 um ins-
gesamt 12% stiegen; diese verteilten sich aber auf nur 
wenige Länder, während die Mehrheit der Staaten auch 
hier Rückgänge zu verzeichnen hatte. 

DIREKTINVESTITIONEN NACH LÄNDERN

Für ein detaillierteres Bild sind in Abbildung 2 die 20 
nach Direktinvestitionszuflüssen gemessen wichtigs-
ten Volkswirtschaften aufgelistet. Wie schon 2015 füh-
ren die Vereinigten Staaten die Liste an und konnten 
ihre Direktinvestitionszuflüsse auf 
391 Mrd. US-Dollar steigern. Dies 
ist vermutlich auch der Erwar-
tung an eine zunehmend straf-
fere Geldpolitik geschuldet. Das 
auf Rang 2 gelistete Vereinigte 
Königreich überrascht indes: Trotz 
des Brexit-Votums und anhalten-
den politischen wie wirtschaftli-
chen Unsicherheiten zog das Ver-
einigte Königreich FDI in Höhe 
von 254 Mrd. US-Dollar an, was 
einer Steigerung von 670% gegen-
über dem Vorjahr entspricht. Der 
3	 Als Greenfield-Investition bezeichnet 
man eine ausländisches Direktinvestition, 
die auf die Errichtung einer Unternehmens
einheit auf der »grünen Wiese« abzielt, also 
komplett neu errichtet wird. 

Grund lag hier bei einigen sehr bedeutsamen Über-
nahmen und Fusionen. Die Volksrepublik China konnte 
ihre Zuflüsse auf gleichem Niveau halten, während sel-
bige nach Hongkong-China um 66 auf 108 Mrd. US-Dol-
lar sanken. Während die Zuflüsse nach Irland im Jahr 
2015 noch 188 Mrd. US-Dollar betrugen, wodurch Irland 
nach den USA das zweitbeliebteste FDI-Zielland war, 
brachen diese 2016 drastisch auf 22 Mrd. US-Dollar ein. 

Aus Gründen der Saldenmechanik müssen glo-
bal betrachtet den Zuflüssen an ausländischen Direkt-
investitionen auch Abflüsse in exakt gleicher Höhe 
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gegenüberstehen. Abbildung 3 stellt die 20 Volkswirt-
schaften mit den höchsten Bruttoabflüssen im Jahr 
2016 dar. Insgesamt investierten Industrieländer eine 
Billion US-Dollar im Ausland; dabei unverändert an 
der Spitze liegen die USA mit einem FDI-Volumen von 
knapp 300 Mrd. US-Dollar; nachdem die Bruttozuflüsse 
in die USA die Abflüsse um 92 Mrd. US-Dollar überstie-
gen, kann hier von einem Nettozufluss in ebendieser 
Höhe gesprochen werden. China steigerte seine Aus-
landsdirektinvestitionen um 44% auf 188 Mrd. US-Dol-
lar und wurde zum ersten Mal in seiner Geschichte zu 
einem Nettogläubiger; dies bedeutet, dass der Abfluss 
an chinesischen FDI höher ist als der aus dem Aus-
land kommende Zufluss. Die chinesischen Auslands-
direktinvestitionen beschränken sich vorwiegend auf 
grenzüberschreitende Fusionen und Übernahmen 
sowie Infrastrukturprojekte, z.B. in die sog. neue Sei-
denstraße (»One Belt One Road«). Ziel solcher strate-
gischen Übernahmen sind häufig Hightech-Unterneh-
men, wofür der Erwerb des Augsburger Robotorher-
stellers KUKA exemplarisch steht. An dritter Stelle bei 
den Abflüssen stehen die Niederlande, die ihre Aus-
landsdirektinvestitionen um 26% auf 174 Mrd. US-Dol-
lar steigern konnten. 

SEKTORALE AUSLANDSDIREKT-
INVESTITIONEN

Während der Güterwarenverkehr 
den internationalen Handel noch 
immer dominiert, machen bei den 
FDI Dienstleistungsinvestitionen 
den weit bedeutenderen Teil aus. 
Abbildung 4 zeigt den Bestand an 
ausländischen Direktinvestitionen 
für die Jahre 2001, 2007 und 2015 
aufgeschlüsselt nach Primärsek-
tor, Verarbeitendes Gewerbe und 
Dienstleistungen. Die ökonomi-
sche Literatur diskutiert extensiv 
die Substituierbarkeit von Expor-

ten und ausländischen Direktin-
vestitionen; prinzipiell ist beides 
ein probates Mittel, um einen aus-
ländischen Markt zu bedienen. 
Dies sollte für Gütermärkte und 
zunehmend auch (getrieben von 
der Digitalisierung) für Dienstleis-
tungsmärkte gelten. Obgleich für 
Güter Zölle anfallen und Trans-
portkosten typischerweise höher 
sind, gelten Dienstleistungs-
märkte gemeinhin als stärker regu-
liert durch sogenannte nicht-ta-
rifäre Handelshemmnisse. Dies 
mag zum einen erklären, warum 
FDI in Dienstleistungssektoren 
höher ausfallen, und zum anderen, 
warum relativ wenig Dienstleis-

tungshandel im Vergleich zum Güterhandel beobach-
tet wird. Das Verhältnis zwischen Dienstleistungs- und 
Industrieinvestitionen stieg zwischen 2001 und 2007 
leicht an, blieb anschließend allerdings konstant. Inner-
halb des Dienstleistungssektors stehen die Finanzbran-
che, unternehmensnahe Dienstleistungen, Telekom-
munikation und handelsbezogene Dienstleistungen für 
den Großteil der Auslandsdirektinvestitionen. 

Im Lichte dieser Stromgrößen ist es nicht verwun-
derlich, dass die kumulierten Bestände an Auslandsdi-
rektinvestitionen beträchtlich sind: Abbildung 5 zeigt 
die globalen Bestände an FDI auf und erlaubt gleich-
zeitig zwischen 13 Wirtschaftszweigen4 zu unterschei-
den. Unter allen Subaggregaten ist die Finanzbranche 
mit einem ausländischen Investitionsvolumen von 
5,6 Billionen US-Dollar der bei weitem größte Sektor; 
es folgen unternehmensnahe Dienstleistungen mit 
4,7 Billionen US-Dollar. Der größte einzelne Industrie-
sektor ist die Erzeugung von chemischen Produkten, 
deren FDI-Bestand 1,3 Billionen US-Dollar ausmacht. 
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes erreichen die 

4	 Sieben im Verarbeitenden Gewerbe, fünf im Dienstleistungssek-
tor, ein sonstiges.
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fünf größten einzelnen Industrien (Chemie, Lebens-
mittel und Getränke, Elektronik, Fahrzeugbau und 
Mineralölprodukte) immerhin 70% des gesamten Aus-
landsdirektinvestitionsbestandes. Im Primärsektor 
entfällt der übergroße Anteil an Auslandsdirektinves-
titionen auf den Rohstoffabbau und nur ein sehr klei-
ner Teil auf die Landwirtschaft; ferner waren Investiti-
onen in den Primärsektor die letzten Jahre über beein-
flusst von anhaltend niedrigen Rohstoffpreisen. Dies 
ist problematisch für viele Entwicklungsländer, bei 
denen der Rohstoffabbau eine nahezu überragende 
Rolle spielt und bis zu 30% des dortigen FDI-Bestan-
des ausmacht. 

FUSIONEN UND ÜBERNAHMEN DOMINIEREN 
INTERNATIONALE INVESTITIONEN

Wie oben bereits erwähnt, unterscheidet man bei 
Investitionsprojekten grundsätzlich zwischen Fusio-

nen und Übernahmen (Mergers 
and Acquisitions, M&A) auf der 
einen und Greenfield-Projekten 
auf der anderen Seite. Abbildung 
6 und Abbildung 7 zeigen die jähr-
lichen ausländischen Direktin-
vestitionsvolumina für M&A und 
Greenfield-Projekte; dabei wird 
zwischen drei Sektoren (primär, 
sekundär und tertiär) unterschie-
den. Auffallend ist Folgendes: 
Erstens übersteigen M&A-Trans-
aktionen Greenfield-Projekte; 
2016 zählten sie 869 Mrd. US-Dol-
lar gegenüber 828 Mrd. US-Dol-
lar. Zweitens ist bei den Green-
field-Projekten kein Trendwachs-
tum erkennbar; das Aggregat für 
2016 ist auf etwa der gleichen 
Höhe wie im Jahr 2009, 2011 und 
2013 und unterhalb des Niveaus 
von 2008. Drittens stiegen grenz
überschreitende Fusionen und 
Übernahmen seit 2013 rapide 
an – von 275 zu den erwähnten 
869 Mrd. US-Dollar.

STAATSUNTERNEH-
MEN UND DEREN 
AUSLANDSINVESTITIONEN

Trotz hinlänglich bekannter Kri-
tikpunkte wie geringer Produk-
tivitätszuwächse spielen Staats-
unternehmen in vielen Volkswirt-
schaften eine überragende Rolle. 
Unter Nichtberücksichtigung der 
negativen volkswirtschaftlichen 
Langfristfolgen, die sich durch 
eine nicht-bindende Budgetre-

striktion ergeben, wenn der Staat Unternehmens-
verluste auffängt, wurden nach 2009 zunehmend in 
Konkurs gehende Staatsunternehmen gerettet. Die 
UNCTAD identifiziert 1 500 international tätige Staats-
unternehmen, die insgesamt 86 000 internationale 
Tochtergesellschaften unterhalten. Mehr als die Hälfte 
dieser Staatsunternehmen hat ihren Sitz in einem Ent-
wicklungs- oder Schwellenland, ein Drittel in der EU. 
Abbildung 8 zeigt die Verteilung der international täti-
gen Staatsunternehmen über die Länder. 

Bei näherem Betrachten lässt sich Folgendes fest-
stellen: Die EU-Mitgliedstaaten sind trotz eines grund-
sätzlich liberal-marktwirtschaftlichen Verständnisses 
Heimatland vieler international operierender Staatsun-
ternehmen, nämlich insgesamt 420. Gleichzeitig muss 
hinzugefügt werden, dass diese Zahl nicht unterschei-
det, ob ein EU-Unternehmen außerhalb oder innerhalb 
der EU international tätig ist; deshalb führt die Betrach-
tung des EU-Aggregates zu einer Verzerrung der 
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Gesamtzahl nach oben.5 Ferner fällt auf, dass viele roh-
stoffreiche Länder international operierende Staats-
unternehmen beherbergen (z.B. Katar, Russland, Sau-
di-Arabien). Zudem ist bezeichnend, dass kein einziges 
internationales Staatsunternehmen in den USA seinen 
Sitz hat; auch Japan hat im Vergleich zu seiner Wirt-
schaftsgröße nur eine sehr kleine 
Anzahl (sechs). Grundsätzlich ver-
folgen Länder unterschiedliche 
Strategien bei der Internationali-
sierung ihrer Staatsunternehmen; 
während manche Regierungen 
diese geradezu favorisieren (z.B. 
China mit seiner »Go-Global«-Po-
litik), stehen andere (z.B. Italien) 
den Internationalisierungsbemü-
hungen ihrer Staatsunternehmen 
aus Furcht vor negativen loka-
len Arbeitsmarktfolgen skeptisch 
gegenüber. 

5	 Zum Beispiel, wenn ein deutsches 
Staatsunternehmen auch in Österreich 
aktiv ist.

Tabelle 1 listet die 25 größten staatseigenen, mul-
tinationalen Finanzdienstleister auf; es fällt auf, dass 
sieben der zehn größten Institute aus China stam-
men. Dies verwundert indes nicht, erlaubt die Kont-
rolle des Finanzsektors letztlich auch eine Steuerung 
weiter Teile der Volkswirtschaft insgesamt. Somit lässt 

Internationale Staatsunternehmen im Finanzsektor nach Bilanzsumme, 2015 
Mio. US-Dollar  und Beschäftigungsanzahl 

Rang Unternehmen Land Wirtschafts-
zweig  

Staats-
beteili-
gung (%) 

Aktiva Umsatz Beschäf-
tigte 

1 The Industrial & Commercial Bank of 
China (ICBC) 

China Geschäftsbank 34,6 3 421 363 103 301 466 346 

2 China Construction Bank Corporation 
JSC 

China Geschäftsbank 57,03 2 826 695 93 834 369 183 

3 Agricultural Bank of China Ltd. China Geschäftsbank 40,03 2 740 721 82 086 503 082 
4 Japan Post Holding Co. Ltd. Japan Versicherung 80,49 2 592 090 126 587 250 876 
5 Bank of China Ltd. China Geschäftsbank 64,02 2 590 402 73 052 310 042 
6 Bank of Communications Co. Ltd. China Geschäftsbank 26,53 1 102 266 29 281 89 269 
7 The Royal Bank of Scotland Group Plc Vereinigtes 

Königreich 
Banken-Holding 71,85 982 507 15 648 77 000 

8 China Merchants Bank Co. Ltd. China Geschäftsbank 26,8 843 407 31 120 76 192 
9 Shanghai Pudong Development Bank China Geschäftsbank 20,0 777 070 22 576 48 427 
10 Ping An Insurance (Group) Company of 

China Ltd. 
China Versicherung 32,19 734 061 59 464 300 000 

11 Commerzbank AG Deutschland Geschäftsbank 15,0 506 442 9 907 49 941 
12 Banco do Brasil S.A. Brasilien Geschäftsbank 65,59 498 506 34 288 109 191 
13 China Life Insurance (Group) Co. Ltd. China Versicherung 100,0 466 453 70 412 98 823 
14 State Bank of India Indien Geschäftsbank 61,22  447 877 19 616 207 739 
15 CNP Assurances Frankreich Versicherung 40,87 428 656 34 577 5 000 
16 Sberbank of Russia OAO Russische 

Föderation 
Vermögensver-
waltung 

52,32 418 229 28 772 325 075 

17 ABN AMRO Group N.V. Niederlande Geschäftsbank 70,09 415 823 8 587 110 000 
18 Life Insurance Corporation of India Indien Versicherung 100,0 330 767 40 168 114 773 
19 DnB ASA Norwegen Banken-Holding 34,0 307 796 6 052 11 459 
20 Landesbank Baden-Wuerttemberg Deutschland Kreditagentur 24,99 254 772 3 181 11 120 
21 Woori Bank Republik 

Korea 
Geschäftsbank 51,06 248 920 8 350 15 000 

22 Dexia SA Belgien Banken-Holding 50,02 224 282 532 1 148 
23 VTB Bank PJSC Russische 

Föderation 
Geschäftsbank 47,22 207 487 9 728 94 966 

24 Industrial Bank of Korea Republik 
Korea 

Geschäftsbank 51,8 204 557 4 712 53 000 

25 Qatar National Bank Katar Geschäftsbank 50,0 197 718 6 342 27 300 
Quelle: UNCTAD. 
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sich die chinesische Form des Staatskapitalismus, bei 
dem marktwirtschaftliche Entfaltungskräfte mit staat-
lichem Dirigismus und Interventionismus einherge-
hen, verwirklichen; denn eine nicht über den Marktzins 
gesteuerte Kapitallokation führt zwangsläufig zu einer 
anderen (staatlich gewollten) Ausrichtung der Volks-
wirtschaft als unter freien Wettbewerbsbedingungen. 
Unter den TOP 25 sind auch zwei deutsche Finanzin
stitute gelistet, die im Zuge der Finanzkrise teilver-
staatlicht wurden, nämlich die Commerzbank (Rang 11, 
geschätzte 15% der Anteile staatlich) und die Landes-
bank Baden-Württemberg (Rang 20, geschätzte 25% 
der Anteile staatlich). 

NATIONALE UND INTERNATIONALE 
INVESTITIONSPOLITIKEN

Die Politik gegenüber grenzüberschreitenden Direkt-
investitionen ist vorwiegend auf eine Verbesserung 
der Investitionsbedingungen ausgerichtet, um wei-
tere ausländischen Investitionen zu erhalten. Dies gilt 
zuvorderst für Asien. Dabei wurden Markteintrittsbar-
rieren verringert, FDI-Restriktio-
nen abgebaut, behördliche Zulas-
sungsverfahren vereinfacht sowie 
neue Modelle für Öffentlich-Pri-
vat-Partnerschaften implemen-
tiert; manche Länder (teil-)priva-
tisierten auch staatliche Betriebe 
oder lockerten Bestimmungen 
mit Bezug auf Übernahmen und 
Leasing-Geschäften. 
Im Gegensatz zu diesen Locke-
rungen betreffen neue Restriktio-
nen Auslandsdirektinvestitionen 
mit besonderem Blick auf strate-
gische Industrien und sogenannte 
sicherheitsrelevante Unterneh-
men. Dies betrifft vor allem M&As 
und nicht Greenfield-Projekte: Der 

Bruttowert aller global aus regula-
torischen Gründen nicht zustande 
gekommenen Fusionen und 
Übernahmen betrug 2016 knapp 
170 Mrd. US-Dollar oder 15% aller 
Fusionen und Übernahmen.6 Über-
wiegend betroffen davon waren 
Hightech-Firmen in den Bereichen 
Pharma, Halbleiter und Elektronik 
sowie Telekommunikation. 

Abbildung 9 zeigt auf, welcher 
Anteil an neuen Investitionspoli-
tiken als Liberalisierung und wel-
cher Anteil als Restriktion bezeich-
net werden kann. Das Verhältnis 
79 zu 21% spricht eine klare Spra-
che pro Liberalisierung, allerdings 
mit einer leicht abnehmenden 
Tendenz. 

Der internationale Politikrahmen bleibt indes 
unübersichtlich. Angesichts der Tatsache, dass weit-
gehende multilaterale Liberalisierungsbemühungen 
außer Reichweite erscheinen, haben die meisten Län-
der bilaterale oder regionale Investitionsförderver-
träge geschlossen. Im Jahr 2016 wurden 37 neue Abkom-
men vereinbart, während 19 Abkommen ausliefen oder 
gekündigt wurden; die Gesamtzahl solcher Abkommen 
summiert sich auf 3 324. Die Entwicklung der interna-
tionalen Investitionsabkommen (IIA) im Zeitablauf ist 
zu sehen in Abbildung 10; in Anbetracht der Tatsache, 
dass mittlerweile sehr viele Abkommen existieren und 
diese vermehrt in der Kritik stehen, kommen relativ 
wenige neue hinzu: Während zwischen 1992 und 2007 
pro Jahr teils über 100 neue IIA abgeschlossen wurden 
(1996 sogar über 200), fielen die Neuabschlüsse seit 
2011 unter die Schwelle von 50. Die kumulierte Anzahl 
weist somit kaum mehr Wachstum auf.

Die Türkei schloss 2016 die meisten Abkommen 
ab (insgesamt sieben); dahinter rangieren Kanada, 
6	 Dabei werden nur Fusionen und Übernahmen ab einem Wert von 
mindestens 100 Mio. US-Dollar in Betracht gezogen. 
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Marokko und die Vereinigten Arabischen Emirate 
(je vier) sowie Iran und Nigeria (je drei IIAs).

INVESTOR-STAAT-STREITBELEGUNGEN GINGEN 
LEICHT ZURÜCK

Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung bestehen 
internationale Schiedsgerichte schon seit Jahrzehn-
ten als modus operandi zur Streitbelegung zwischen 
ausländischen Investoren und ihren Gaststaaten. Ihre 
Zuständigkeiten sowie die Verfahrensprozedur sind 
durch Investitionsschutzklauseln in Handels- oder 
Investitionsverträgen und spezielle Schiedsabkom-
men7 näher spezifiziert. 2016 wurden 62 (74 im Vorjahr) 
neue Streitbeilegungsfälle gegen 41 Staaten initiiert. 
Am häufigsten beklagt wurden mit je vier Fällen Kolum-
bien, Indien und Spanien, die häufigsten Klagen stam-
men von Investoren aus den Niederlanden und den Ver-
einigten Staaten (je zehn) und dem Vereinigten König-
reich (sieben). Insgesamt bezogen sich sieben Klagen 

7	 Z. B. das ICSID – Abkommen (International Centre for Settlement 
of Investment Disputes), eine der Weltbank-Gruppe zugehörige Insti-
tution. 

auf vermeintliche Enteignungen, 
sechs auf Gesetzesänderungen im 
Bereich der erneuerbaren Ener-
gien und fünf Klagen auf steuer-
bezogene Regulierungsmaßnah-
men. Abbildung 11 und Abbildung 
12 zeigen die zeitliche Entwicklung 
der Streitbeilegungsfälle sowie 
der Schiedssprüche auf. Für eine 
detaillierte Analyse zu Schieds-
gerichtsentscheidungen kann auf 
Braml und Felbermayr (2016) ver-
wiesen werden.

SCHWERPUNKT: AUSLANDS-
DIREKTINVESTITIONEN UND 
DIGITALISIERUNG

Der aktuelle World Investment 
Report widmet sich speziell  
Auslandsdirektinvestitionen, die 
mit dem Prozess der Digitalisie-
rung in Verbindung stehen. Auf 
Firmenebene wird dabei unter-
schieden zwischen ICT (Informa-
tion and Communication Techno-
logies) MNEs (Multinational Enter-
prises) und digital MNEs. Erstere 
umfassen IT- und Telekommuni-
kationsunternehmen und stellen 
IT-Infrastruktur bereit. Letztere 
sind dadurch charakterisiert, 
dass die Nutzung des Internets 
einen wesentlichen Bestandteil 
des Geschäftsmodells darstellt: 
nämlich Anbieter von Internet-

plattformen, E-Commerce und anderen digitalen 
Lösungen. 

Aufgrund des Vorhandenseins enormer Skalen
effekte können digitale MNEs ausländische Märkte 
unter weit geringerer Ressourcenaufwendung bedie-
nen. Sie müssen weniger physisches Kapital investie-
ren und bedürfen weniger Mitarbeiter im Ausland. Teils 
wird sogar argumentiert, dass die Digitalisierung zu 
einem generellen Rückzug an Auslandsdirektinvestiti-
onen führt, weil fremde Märkte auch ganz ohne lokale 
Standorte bedient werden können. Nachdem die glo-
balen Spieler im digitalen Markt aus einigen wenigen 
hoch entwickelten Ländern – vorwiegend den USA – 
kommen, erscheint es nicht unplausibel, dass sich die 
FDI-Flüsse in deren Richtung anpassen; dadurch könn-
ten mittelfristig auch weniger entwickelte Volkswirt-
schaft zu Nettoinvestoren in entwickelten Ökonomien 
werden. 

Die Digitalisierung beschränkt sich allerdings 
nicht bloß auf die genannten ICT und digitalen MNEs, 
sondern bestimmt auch maßgeblich die Entwicklung 
von Prozessen und Wertschöpfungsketten der gesam-
ten Weltwirtschaft. Der Einzelhandel und weitere end-
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kundennahe Wirtschaftszweige erweiterten ihr Ver-
kaufsangebot bereits um neue Geschäftskonzepte. Die 
Digitalisierung der Produktion hingegen hinkt noch 
hinterher; diese Digitalisierungsstrategie firmiert in 
Deutschland gemeinhin unter dem Begriff Industrie 
4.0 und wird auch mit Begriffen wie smart factory oder 
internet of things in Verbindung gebracht. Diese Form 
der Digitalisierung erfordert immense Anschaffungs-
kosten und die komplette organisatorische Neustruk-
turierung vieler Firmen. 

Um den Bedarf an Investitionen in die Digitalisie-
rung zu ermitteln, lohnt auch eine Bestandsaufnahme: 
Abbildung 13 stellt die Anteile der Privatpersonen und 
der Firmen dar, die das Internet aktiv nutzen; dabei 
wird zwischen Einkommensgruppen sowie regional 
unterschieden. Während in den entwickelten Ländern 
über 80% das Internet nutzen, halbiert sich diese Zahl 
für Entwicklungsländer. Diese Zahl halbiert sich aber-
mals, wenn man Afrika singulär betrachtet, wo nur eine 
von fünf Personen das Internet nutzt. Mit Ausnahme 
der entwickelten Ländern ist der Anteil der internet-
nutzenden Firmen stets höher als unter Privathaus-
halten (z.B. in Afrika 45%). Um die Ziele der Sustainable 
Development Goals (SDG) zu erreichen, muss eine »uni-
verselle Verfügbarkeit und Annahme des Internets« 
gewährleistet sein. 

Die nötigen Infrastrukturinvestitionen werden 
überwiegend öffentlich finanziert, gefolgt von pri-
vater Finanzierung und Öffentlich-Privaten-Partner-
schaften. Besonders in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern wird ein Großteil der Kosten auch durch 
multinationale Unternehmen getragen. Beispiels-
weise ist Amazon, dessen gesamtes Geschäftsmo-
dell auf der Verfügbarkeit des Internets basiert, allein 
für 11% der gesamten Investitionen verantwort-
lich. Die Investitionsvolumina in Informations- und 
Telekommunikationsinfrastruktur sowie die daraus 
resultierenden Arbeitsplätze sind nach Zielregionen 
aufgelistet in Tabelle 2 dargestellt. 

Um die Digitalisierung voranzutreiben, bedarf es 
nicht bloß des Ausbaus der nötigen Infrastruktur wie 
des Zugangs zum Breitbandinternet, sondern auch 
Investitionen in digitale Firmen bzw. der Digitalisie-
rung aller Firmen. Nur so lässt sich das zweite SDG-
Ziel »Annahme des Internets« hinreichend realisieren. 
Noch trägt der digitale Sektor selbst in entwickelten 
Ökonomien nur 4% zur Wirtschaftsleistung bei, was 
somit keinen uneinholbaren Vorsprung bedeutet. Der 

UNCTAD WIR 2017 schlägt verschiedene Maßnahmen 
vor, um lokale digitale Wertschöpfung zu generieren: 
Etablierung von Technologie- und Innovationszentren, 
Auf- und Ausbau von Möglichkeiten zum E-Governance, 
Unterstützung innovativer Finanzierungsmöglichkei-
ten (z.B. Venture Capital, Private Equity, Crowdfun-
ding), Anbieten von Weiterbildungsprogrammen. Auf 
der Finanzierungsseite können gerade auch ausländi-
sche Investoren eine signifikante Rolle spielen. Weiter-
hin wird aber auch betont, dass die ultimativen Schritte 
hin zur digitalen Wirtschaft nicht ohne die Verbraucher 
und die nicht digitalen Unternehmen gegangen werden 
können. Als Sektor, der noch großes Digitalisierungs-
potenzial hat, wird das Gesundheitswesen angeführt. 
Telemedizin macht hochwertige medizinische Versor-
gung schnell und kostengünstig verfügbar. 

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass gerade 
Entwicklungs- und Schwellenländer durch die Digita-
lisierung enorme Möglichkeiten zum wirtschaftlichen 
Aufstieg haben. Diese lassen sich allerdings nur ver-
wirklichen, wenn eine umfassende politische Agenda 
bereitsteht, die Investitionen begünstigt, Rahmenbe-
dingungen für Innovationen schafft sowie mögliche 
negative Folgen der Digitalisierung (z.B. einen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit) abfedert. 

FAZIT

Im vergangenen Jahr sanken die weltweiten Ströme 
ausländischer Direktinvestitionen um rund 2%. Die 
Investitionen in die Entwicklungsländer gingen sogar 
um 14% zurück, während zugleich internationale 
Investitionen in strukturell schwachen Volkswirtschaf-
ten weiterhin volatil waren und auf einem niedrigen 
Niveau verweilten. Obwohl die UNCTAD für die Jahre 
2017 und 2018 eine bescheidene Erholung der FDI-
Ströme voraussagt, werden diese voraussichtlich weit 
unter ihrem Höchststand von 2007 bleiben. Diese wirt-
schaftlichen Entwicklungen sind besorgniserregend, 
vor allem in Anbetracht der weltweit erforderlichen 
Investitionen im Zusammenhang mit den Nachhaltigen 
Entwicklungszielen, die Im Aktionsplan der UNCTAD als 
Sustainable Development Goals mit breitem Konsens 
beschlossen wurden. 

Fortschritte bei der nachhaltigen Entwicklung – 
und dauerhafter Frieden – erfordern mehr internatio-
nale Investitionen in die Infrastruktur, Energie, Wasser 
und Abwasserentsorgung, Klimaschutz, Gesundheit 

 
Tab. 2 
 
 
Angekündigte Greenfield-FDI-Projekte in ICT-Infrastruktur, nach Zielregion, 2012–2016 

  
Arbeitsplätze Investitionen 

Zielregion 
Anzahl an 
Projekten Insgesamt Durchschnitt 

Gesamt 
(in Mio. US-Dollar) 

Durchschnitt 
(in Mio. US-Dollar) 

Afrika 145 11 337 78 24 877 171,6 
Asien 357 27 121 76 36 612 102,6 
Lateinamerika und Karibik 186 17 456 93 54 496 293 
Schwellenländer 42 3 642 86 2 401 57,2 
Gesamt 730 59 556 81 118 386 162,2 

Quelle: UNCTAD. 

Tab. 2
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und Bildung, sowie Investitionen in produktive Kapa-
zitäten zur Schaffung von Arbeitsplätzen und Einkom-
menswachstum. Der WIR 2017 verdeutlicht, dass politi-
sche Maßnahmen zur Förderung von grenzüberschrei-
tenden Investitionen weiterhin dringend erforderlich 
sind.
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Ökonomische Unsicherheit kann wirtschaftliche Akti-
vität dämpfen. Unternehmen schieben z.B. aufgrund 
von Unsicherheiten über den voraussichtlichen Kurs 
der Geld- und Finanzpolitik geplante Investitionen auf, 
entsprechend setzen private Haushalte bei Käufen 
von langlebigen Konsumgütern zunächst den Rotstift 
an, in der Folge wird kurzfristig die Expansion von Ein-
kommen und Beschäftigung gedämpft. Als anschauli-
che Beispiele für einen von Unsicherheiten mitgetrie-
benen Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Aktivi-
tät gelten etwa die Weltfinanzkrise des Jahres 2008 
und die daran anschließende Staatschuldenkrise in 
Europa.

Ökonomische Unsicherheit ist allerdings nicht 
direkt beobachtbar. Eine gängige Operationalisierung 
ist, Unsicherheit als Dispersion der Zukunftseinschät-
zungen von Marktakteuren oder Marktanalysten zu 
messen (vgl. Zarnowitz und Lambros 1987; Bowles et 
al. 2007). Die Hypothese ist, dass in Zeiten großer Unsi-
cherheit die Erwartungen bezüglich des zukünftigen 
Wirtschaftsgeschehens divergenter sind und damit 
stärker streuen als in normalen Zeiten, bei denen die 
Perspektiven homogener sind (vgl. Girardi und Reuter 
2017, S. 278). Für die Operationalisierung der Unsicher-
heit durch Dispersion bietet sich eine Vielzahl von Vari-
ablen an. 

In der (Prognose-)Praxis des ifo Instituts wer-
den neben Indizes, die auf die Aktienmarktvolatilität 
fokussieren, vorrangig Dispersionsmaße zur Messung 
der Unternehmensunsicherheit verwendet. Letztere 

Klaus Abberger* und Wolfgang Nierhaus

Zur Messung der Unsicherheit mit  
Befragungsdaten 

Ökonomische Unsicherheit ist nicht direkt beobachtbar. Eine Operationalisierung ist, Unsi-
cherheit als Dispersion der in den Unternehmensbefragungen des ifo Instituts geäußerten 
Zukunftseinschätzungen zu messen. Auf den Geschäftserwartungen der befragten Unterneh-
men aufbauende Dispersionsmaße für die Sektoren Industrie, Bauhauptgewerbe, Groß- und 
Einzelhandel sowie Dienstleistungen sind im ifo Schnelldienst 15/2017 vorgestellt worden. In 
dieser Studie werden Dispersionsmaße auf der Basis sämtlicher in den ifo Konjunkturum-
fragen enthaltenen sektorenspezifischen Erwartungsfragen konstruiert. In einem zweiten 
Schritt wird gezeigt, dass die so berechneten Maße mit Dispersionsmaßen korrelieren, die 
sich allein auf die Geschäftserwartungen der Firmen stützen, was die Fokussierung auf die 
Geschäftserwartungen bei der Messung von Unsicherheit im Unternehmenssektor motiviert 
und rechtfertigt.

werden aus den monatlichen Konjunkturumfragen 
des ifo Instituts generiert. In einer Studie haben Bach-
mann, Elstner und Sims (2013, S. 222) die Dispersion 
der Einschätzungen von Industrieunternehmen hin-
sichtlich der Produktionsentwicklung in den kommen-
den drei Monaten als ein mögliches Maß für die Unter-
nehmensunsicherheit im Verarbeitenden Gewerbe 
vorgeschlagen. 

Allerdings wird die Frage nach der Produktions-
entwicklung vom ifo Institut nur im Verarbeitenden 
Gewerbe gestellt. Will man die Unternehmensunsi-
cherheit mit ifo-Umfragedaten auch in Wirtschafts-
bereichen erfassen, für die die Produktionsentwick-
lung nicht erhoben wird, so ist es naheliegend, auf 
die Erwartungen der Unternehmen hinsichtlich ihrer 
Geschäftslage in den nächsten sechs Monaten zurück-
zugreifen (Geschäftserwartungen), die es für alle in 
den ifo Konjunkturumfragen erfassten Sektoren gibt. 
Auf dieser Variablen aufbauende Dispersionsmaße für 
die Industrie, das Bauhauptgewerbe, den Groß- und 
Einzelhandel sowie für den Dienstleistungssektor und 
– sektorübergreifend – für die Privatwirtschaft wurden 
vom ifo Institut im Schnelldienst 15/2017 vorgestellt 
(Grimme 2017).

Die auf den ifo Konjunkturumfragen basierenden 
Dispersionsmaße sollten dabei nicht unmittelbar als 
Unsicherheit interpretiert werden. Vielmehr können 
sie als sogenannte »Proxy«- oder stellvertretende Maße 
angesehen werden, die aber nicht die »reine« Unsicher-
heit messen. So teilen etwa Girardi und Reuter (2016) 
die Einflussfaktoren auf die Dispersionsmaße in drei 
Kategorien ein:
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1.	 Heterogenität: Unterschiedliche Bewertungen und 
damit Dispersion kann durch unterschiedliche Fir-
meneigenschaften (z.B. Firmengröße, Exporto-
rientierung, Branche, in der die Firma aktiv ist, 
Gesellschaftsform) begründet sein. Ein externer 
Konjunkturschock kann Firmen abhängig von 
ihren Eigenschaften unterschiedlich stark tref-
fen und somit unterschiedliche Einschätzungen 
rechtfertigen.

2.	 Uneinigkeit: Firmen können zu unterschiedlichen 
Einschätzungen kommen, weil sie unterschiedli-
che Informationsgrundlagen oder unterschiedli-
che Methoden verwenden. Das bedeutet aber nicht, 
dass die Akteure an sich unsicher sind.

3.	 Unsicherheit: Firmen sind unsicher, wie sie die 
Information bewerten und verarbeiten sollen und 
kommen wegen der Unsicherheit zu unterschiedli-
chen Antworten. 

Obwohl die Dispersion der Unternehmensantworten 
somit nicht ein reines Unsicherheitsmaß ist, hat es sich 
bisher doch als Proxy-Maß etabliert. 

In der Literatur sind die bisherigen umfrageba-
sierten Unsicherheitsindikatoren zwischenzeitlich 
weiterentwickelt worden. So schlagen Girardi und 
Reuter (2017, S. 281) vor, bei der Messung von Unsi-
cherheit über die Dispersion nicht nur auf eine einzige 
Erwartungsfrage zu fokussieren, sondern alle in einer 
Umfrage zur Verfügung stehenden Erwartungsfra-
gen in die Messung einzubeziehen. Dieser erweiterte 
Ansatz soll hier für die in den monatlichen ifo Konjunk-
turumfragen einbezogenen fünf Hauptsektoren heran-
gezogen werden. Für das Verarbeitende Gewerbe, den 
Groß- und Einzelhandel, das Bauhauptgewerbe sowie 
für Dienstleistungen werden Unsicherheitsmaße auf 
der Basis aller für den jeweiligen Sektor vorhande-
nen Erwartungsfragen konstruiert. In einem zweiten 
Schritt wird gezeigt, dass die so berechneten umfas-
senderen Unsicherheitsmaße mit herkömmlichen 
Unsicherheitsmaßen korrelieren, die allein auf Basis 
der Geschäftserwartungen im jeweiligen Sektor ermit-
telt wurden, was die Fokussierung auf die Geschäfts-
erwartungen der Unternehmen bei der Messung von 
Unsicherheit im Unternehmenssektor motiviert und 
rechtfertigt.

ZUR KONSTRUKTION VON UNSICHERHEITSMASSEN
 

Zunächst soll auf die generelle Konstruktionsme-
thode von umfragebasierten Dispersionsmaßen ein-
gegangen werden. Bei den monatlichen Konjunktur
umfragen des ifo Instituts sind bei jeder einzelnen 
Erwartungsfrage drei Antwortkategorien möglich: 
»Steigen/Besser«, »Sinken/Schlechter« sowie »Gleich-
bleiben«. Die Umfrageergebnisse lassen sich nach 
Theil (1955, S. 187) durch eine diskrete Signum-Ver-
teilung abbilden, wobei den »Steigen/Besser«-Ant-
worten der Wert + 1 zugeordnet wird, den »Sinken/
Schlechter«-Antworten der Wert – 1 und den »Gleich-

bleiben«-Antworten der Wert 0. Die relative Häu-
figkeit von Firmen, die zum Zeitpunkt t angeben, 
dass sie ein »Steigen/Besser« erwarten, werden mit 
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 bezeichnet, die relative Häufigkeit von Fir-
men, die von einem »Sinken/Schlechter« ausgehen, 
mit 
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 und die relative Häufigkeit von Unter-
nehmen, die mit einem »Gleichbleiben« rechnen, mit  
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. Dann ist der Mit-
telwert 
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 der Verteilung der Umfrageergebnisse 
gleich dem Saldo aus positiven bzw. negativen Fir-
menmeldungen zum Zeitpunkt t: 
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Die Standardabweichung 
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 der Verteilung folgt aus:
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Die Standardabweichung zeigt, in welchem Ausmaß 
die Firmenmeldungen um den Saldo aus positiven und 
negativen Unternehmenserwartungen 
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 streuen. Sie 
ist das gesuchte statistische Maß für die Dispersion im 
Zeitpunkt t. (vgl. Theil 1955, S. 187) Theil bezeichnet 
das Quadrat von 
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 als disconformity coefficient.
Das Werteintervall von 
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 liegt bei den monat-
lichen Befragungsdaten des ifo Instituts zwischen 0 
und 1. Die Standardabweichung 
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 ist naturgemäß 
0, wenn alle Unternehmen gleich antworten; vice 
versa gilt 
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, d.h. 
wenn die eine Hälfte der Firmen positiv antwortet, 
die andere Hälfte negativ. Wenn sich die Firmen nicht 
widersprechen, d.h. wenn 
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 die Implika-
tion 
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 zur Folge hat (bzw. 
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 die 
Implikation 
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), so ist 𝜎𝜎!  ≤ ½ 
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𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	

. Der Schwel-
lenwert ½ wird exakt erreicht, wenn 
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𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	

 gilt. Allgemein ist die Standardab
weichung 
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 umso größer, je geringer der Anteil  
der »Gleichbleiben«-Antworten (

𝜎𝜎!  ≤ ½ 
 
𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!! = ½ 
 
𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!= ½ 
 
= 𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!	
	
𝑘𝑘!	
	
𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	

) an den 
gesamten Firmenmeldungen ist und umso kleiner der 
Saldo aus positiven bzw. negativen Firmenmeldungen  
(=
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) ist, d.h. je mehr sich positive und negative Ant-
worten die Waage halten. 

Problematisch ist in diesem Kontext, dass sich 
die Dispersion von Unternehmen zuweilen auch in 
einem steigenden Anteil von »Gleichbleiben«-Ant-
worten ausdrücken kann, etwa weil die Firmen ange-
sichts zunehmender Unwägbarkeiten vorsichtiger 
geworden sind, die zukünftige Produktionsentwick-
lung anders als die heutige einzuschätzen. Ein steigen-
der Anteil der »Gleichbleiben«-Meldungen würde c.p. 
einen Rückgang von 

 
 
�������� �1- (�������� � ��������) 
 
 
�� � �������� �	�������� 
 
 

�� � ��������� � �������� � ��������� � ���������� 
    � ��1 � ��������� � ����� 
 
 
 
�������� � 	�������� = ½ 
 
�������� > 0 
 
��������= 0 
 
 
 ��������	 
 
 
 

�������� � 1
�� 	������

��

���
								� � 1�� �� 

 
 
����	����� 
 
 
 
 

 bewirken – die mit Hilfe der 
Standardabweichung statistisch gemessene Disper-
sion und die tatsächlich von den Unternehmen emp-
fundene Unsicherheit entwickelten sich in diesem Fall 
gegenläufig.1 

1	 Zu einer vertieften Diskussion dieser Problematik vgl. Friz (2015).
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KORRELATIONSANALYSE VON 
DISPERSIONSMASSEN

 
Girardi und Reuter (2016) haben u.a. vorgeschlagen, bei 
der Messung von Unsicherheit über die Dispersion nicht 
allein auf eine einzige Erwartungsfrage zu fokussieren, 
sondern alle in einer Umfrage zur Verfügung stehenden 
Erwartungsfragen in die Messung einzubeziehen. Die-
sem erweiterten Ansatz soll hier für die in den ifo Kon-
junkturumfragen einbezogenen fünf Hauptsektoren 
nachgegangen werden. 

Für das Verarbeitende Gewerbe, den Groß- und 
Einzelhandel, das Bauhauptgewerbe sowie für die 
Dienstleistungen werden nach dem o.g. Konstrukti-
onsprinzip Dispersionsmaße hinsichtlich aller für den 
jeweiligen Sektor erhobenen monatlichen Erwartungs-
fragen konstruiert. Im Verarbeitenden Gewerbe zäh-
len zu den Erwartungsfragen die Geschäftserwartun-
gen der befragten Unternehmen, die sich auf einen 
Zeithorizont von sechs Monaten beziehen, sowie die 
Preis-, Export-, Beschäftigungs- und Produktionser-
wartungen für die kommenden drei Monate. Im Bau-
hauptgewerbe werden unter den Erwartungsfragen 
die Geschäftserwartungen, die Preis- und Beschäfti-
gungserwartungen sowie die Erwartungen hinsichtlich 
der Bautätigkeit subsumiert. Im Groß- und Einzelhan-
del gehören zu den Erwartungsfragen die Geschäfts-
erwartungen, die Preis- und Beschäftigungserwartun-
gen sowie die Erwartungen bezüglich der Bestellun-
gen. Bei den Dienstleistungsunternehmen schließlich 
werden als Erwartungsfragen die Geschäftserwartun-
gen, die Preis- und Beschäftigungserwartungen sowie 
die Erwartungen hinsichtlich der Nachfrage- bzw. der 
Umsatzentwicklung erhoben. 

Alle sektoralen Dispersionsmaße werden stan-
dardisiert, um zu vermeiden, dass ein Maß durch eine 
hohe Standardabweichung bzw. einen zu hohen abso-
luten Mittelwert dominiert. Die Ursprungsreihen der 
sektoralen Dispersionsmaße sind überdies mit dem 
Census-X-13ARIMA-SEATS-Verfahren für einen Zwan-
zigjahrezeitraum (Juli 1997 bis Juni 2017) saisonberei-
nigt worden. Von einer zusätzlichen Trendbereinigung 
der Dispersionsmaße wurde abgesehen, da diese Zeit-
reihen von der Konzeption her stationär sind. Für die 
nachfolgende Korrelationsanalyse wurden die monat-

lichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen zu Quar-
talswerten zusammengefasst.

Für jeden der fünf Sektoren s wird nun, der Grund-
idee von Girard und Reuter (2016) folgend, das arith-
metische Mittel 
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 aus 
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𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!= ½ 
 
= 𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!	
	
𝑘𝑘!	
	
𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	

 standardisierten sekto-
ralen Dispersionsmaßen 

𝜎𝜎!  ≤ ½ 
 
𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!! = ½ 
 
𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!= ½ 
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𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	

 (ohne Berücksichtigung 
der Dispersion hinsichtlich der sektoralen Geschäftser-
wartungen) gebildet:
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Alternativ zu diesem Ansatz werden die in jedem Sek-
tor vorhandenen erwartungsbasierten Dispersions-
maße – wiederum mit Ausnahme des Dispersions-
maßes für die Geschäftserwartungen – zu einer neuen 
»künstlichen« Indikatorreihe für die Dispersion kom-
biniert. Für die Gewichtung der Einzelmaße wird die 
sog. Hauptkomponentenanalyse (principal compo-
nent analysis) verwendet. Mit Hilfe der Hauptkom-
ponentenanalyse kann eine größere Zahl von mögli-
cherweise miteinander korrelierten Variablen auf eine 
kleinere Zahl von unkorrelierten Variablen verdichtet 
werden, die Hauptkomponenten genannt werden. Die 
Hauptkomponenten, die Linearkombinationen der 
analysierten Variablen sind, werden nach absteigen-
den Anteilen an der Gesamtvarianz angeordnet. Auf 
die erste Hauptkomponente 
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𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!! = ½ 
 
𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!= ½ 
 
= 𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!	
	
𝑘𝑘!	
	
𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	 entfällt deshalb 

stets der größte Varianzanteil. Mathematisch betrach-
tet ist die Hauptkomponentenanalyse einer Eigen-
wertzerlegung der Kovarianz- bzw. der Korrelations-
matrix der betrachteten Variablen. Durch die Eigen-
vektoren (Komponentenladungen) wird das Gewicht 
der Variablen in den Hauptkomponenten bestimmt, 
die Eigenwerte indizieren die Varianz, die durch die 
jeweilig korrespondierende Hauptkomponente erklärt 
wird. Im Folgenden wird auf die erste Hauptkompo-
nente 

𝜎𝜎!  ≤ ½ 
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𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!= ½ 
 
= 𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!	
	
𝑘𝑘!	
	
𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	 abgestellt.

Für jeden der fünf Sektoren s wird nun untersucht, 
ob die beiden umfassenderen Dispersionsmaße (Durch-
schnitt 
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 bzw. erste Hauptkomponente 

𝜎𝜎!  ≤ ½ 
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= 𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴𝐴!!	
	
𝑘𝑘!	
	
𝜎𝜎!,!! 	
	
𝐻𝐻𝐻𝐻1!,!	) 

bzw. die zugrunde liegenden Einzelmaße mit dem her-
kömmlich berechneten Dispersionsmaß korrelieren, 
das allein auf Basis der sektoralen Geschäftserwartun-
gen ermittelt wurde. Dies würde bei der Messung von  

Tab. 1 
 
 
Korrelationsmatrix der Dispersionsmaße für das Verarbeitende Gewerbe 

  
Geschäfts-

lagea Preiseb Exporteb 
Beschäfti-

gungb Produktionb Durchschnittc 
1. Haupt-

komponente 
Geschäftslagea 1,00 – 0,14 0,37 0,35 0,65 0,42 0,51 
Preiseb – 0,14 1,00 0,19 0,29 – 0,02 0,53 0,31 
Exporteb 0,37 0,19 1,00 0,37 0,84 0,87 0,91 
Beschäftigungb  0,35 0,29 0,37 1,00 0,40 0,65 0,67 
Produktionb  0,65 – 0,02 0,84 0,40 1,00 0,79 0,89 
Durchschnittc 0,42 0,53 0,87 0,65 0,79 1,00 0,97 
1. Haupt-
komponente 0,51 0,31 0,91 0,67 0,89 0,97 1,00 
a Erwartungen für die nächsten sechs Monate (saisonbereinigt). b Erwartungen für die nächsten drei Monate (saisonbereinigt). c Durchschnittliche Dispersion basierend 
auf den Dispersionsmaßen bezüglich der Preis-, Export-, Beschäftigungs- und Produktionserwartungen (saisonbereinigt).  

Quelle: ifo Konjunkturumfragen; Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 

Tab. 1
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Unsicherheit im Unternehmenssektor eine besondere 
Fokussierung auf die Geschäftserwartungen der Fir-
men motivieren und rechtfertigen. Die Tabellen 1 und 2 
enthalten sektorenweise die Korrelationen zwischen 
den verschiedenen Maßen. 

Für das Verarbeitende Gewerbe (vgl. Tab. 1) ergibt 
sich eine recht hohe Korrelation der Dispersion der 
Geschäftserwartungen und der Produktionserwartun-
gen. Letztere wurden von Bachmann, Elstner und Sims 
(2013) wie oben beschrieben als Unsicherheitsmaß für 
diesen Sektor vorgeschlagen. Eine Durchschnittsbil-
dung aus allen konkreten Erwartungsfragen bzw. die 
Bildung der ersten Hauptkomponente führt nicht zu 
einer nochmals höheren Korrelation. Zwar sind die Dis-
persionsmaße der Produktionserwartungen und der 
Exporterwartungen recht hoch korreliert, allerdings ist 
die Korrelation der Preisdispersion und der Beschäfti-

gungsdispersion mit den übrigen Variablen vergleichs-
weise gering. 

Im Bauhauptgewerbe (vgl. Tab. 2) korreliert die 
Dispersion der Geschäftserwartungen recht hoch mit 
der Dispersion der Bautätigkeit und der ersten Haupt-
komponente und noch stärker mit dem Durchschnitts-
wert. Im Einzelhandel zeigt sich ebenfalls eine deut-
lich positive Korrelation der Dispersion der Geschäfts-
erwartungen mit dem Durchschnitt bzw. der ersten 
Hauptkomponente aus den Dispersionsmaßen zu den 
Preis-, Beschäftigungs- und Bestellungserwartungen.

Die Berechnungen im Großhandel (vgl. Tab. 2) 
ergeben eine hohe Korrelation der Dispersion der 
Geschäftserwartungen mit der Dispersion der Bestel-
lungsplanungen und dem Durchschnitt bzw. der ersten 
Hauptkomponente aller konkreten Erwartungsfragen. 
Im Dienstleistungsbereich zeigt sich eine ausgeprägt 

Tab. 2 
 
 
Korrelationsmatrizen der Dispersionsmaße nach Wirtschaftsbereichen 

  Bauhauptgewerbe 

  Geschäftslagea  Preiseb Beschäftigungb Bautätigkeitb Durchschnittc 
1. Haupt-

komponente 
Geschäftslagea 1,00 0,54 0,59 0,72 0,80 0,73 
Preiseb 0,54 1,00 – 0,03 0,14 0,38 0,14 
Beschäftigungb 0,59 – 0,03 1,00 0,79 0,90 0,94 
Bautätigkeitb 0,72 0,14 0,79 1,00 0,88 0,95 
Durchschnittc  0,80 0,38 0,90 0,88 1,00 0,96 
1. Haupt-
komponente 0,73 0,14 0,94 0,95 0,96 1,00 
   Einzelhandel 

  Geschäftslagea Preiseb Beschäftigungb Bestellungenb Durchschnittd 
1. Haupt-

komponente 
Geschäftslagea 1,00 0,38 0,41 0,46 0,56 0,58 
Preiseb 0,38 1,00 0,27 0,28 0,80 0,72 
Beschäftigungb 0,41 0,27 1,00 0,27 0,69 0,71 
Bestellungenb 0,46 0,28 0,27 1,00 0,64 0,73 
Durchschnittc 0,56 0,80 0,69 0,64 1,00 0,99 
1. Haupt-
komponente 0,58 0,72 0,71 0,73 0,99 1,00 
   Großhandel 

  Geschäftslagea Preiseb Beschäftigungb Bestellungenb Durchschnittd 
1. Haupt-

komponente 
Geschäftslagea 1,00 0,39 0,26 0,66 0,65 0,64 
Preiseb 0,39 1,00 0,04 0,48 0,77 0,82 
Beschäftigungb 0,26 0,04 1,00 0,15 0,43 0,32 
Bestellungenb 0,66 0,48 0,15 1,00 0,85 0,86 
Durchschnittd 0,65 0,77 0,43 0,85 1,00 0,99 
1. Haupt-
komponente 0,64 0,82 0,32 0,86 0,99 1,00 
  Dienstleistungen 

  Geschäftslagea Preiseb Beschäftigungb 
Nachfrage bzw. 

Umsatzb Durch-schnitte 
1. Haupt-

komponente 
Geschäftslagea 1,00 0,57 0,45 0,55 0,67 0,68 
Preiseb 0,57 1,00 0,48 0,40 0,83 0,83 
Beschäftigungb 0,45 0,48 1,00 0,31 0,81 0,78 
Nachfrage 0,55 0,40 0,31 1,00 0,67 0,71 
Durchschnitte 0,67 0,83 0,81 0,67 1,00 1,00 
1. Haupt-
komponente 0,68 0,83 0,78 0,71 1,00 1,00 
a Erwartungen für die nächsten sechs Monate (saisonbereinigt). b Erwartungen für die nächsten drei Monate (saisonbereinigt). c Durchschnittliche Dispersion basierend 
auf den Dispersionsmaßen bezüglich der Preis- und Beschäftigungserwartungen sowie der Erwartungen hinsichtlich der Bautätigkeit (saisonbereinigt). 
d Durchschnittliche Dispersion basierend auf den Dispersionsmaßen bezüglich der Preis- und Beschäftigungserwartungen sowie der Erwartungen hinsichtlich der 
Bestelltätigkeit (saisonbereinigt). e Durchschnittliche Dispersion basierend auf den Dispersionsmaßen bezüglich der Preis- und Beschäftigungserwartungen sowie der 
Erwartungen hinsichtlich der Nachfrage- bzw. Umsatzentwicklung (saisonbereinigt): 

Quelle: ifo Konjunkturumfragen; Berechnungen des ifo Instituts. 

 

Tab. 2
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positive Korrelation der Dispersion der Geschäfts-
erwartungen mit dem Durchschnitt bzw. der ersten 
Hauptkomponente der Dispersionsmaße der konkre-
ten Erwartungsfragen. 

Alles ins allem zeigen die Korrelationsanalysen, 
dass die Dispersion der Geschäftserwartungen jeweils 
eine ausgeprägte positive Korrelation mit entweder 
einem anderen Dispersionsmaß oder dem Durchschnitt 
bzw. der ersten Hauptkomponente aller anderen Dis-
persionsmaße in dem jeweiligen Sektor aufweist.

SUMMA SUMMARUM 

Die Unsicherheit im Unternehmenssektor kann als 
Dispersion der in den Unternehmensbefragungen 
des ifo Instituts geäußerten Zukunftseinschätzungen 
gemessen werden. Auf den Geschäftserwartungen der 
befragten Firmen aufbauende Dispersionsmaße für die 
Industrie, das Bauhauptgewerbe, den Groß- und Ein-
zelhandel sowie den Dienstleistungssektor und – sek-
torenübergreifend – für die Privatwirtschaft sind im ifo 
Schnelldienst 15/2017 vorgestellt worden. 

In der Literatur sind die bisherigen umfrageba-
sierten Ansätze weiterentwickelt worden. So schlagen 
Girardi und Reuter (2016) vor, bei der Messung von Unsi-
cherheit über die Dispersion nicht allein auf eine ein-
zige Erwartungsfrage zu fokussieren, sondern alle in 
einer Umfrage zur Verfügung stehenden Erwartungs-
fragen in die Messung einzubeziehen. Diesem erweiter-
ten Ansatz wird in dieser Studie für die in den ifo Kon-
junkturumfragen einbezogenen fünf Hauptsektoren 
nachgegangen. Für das Verarbeitende Gewerbe, den 
Groß- und Einzelhandel, das Bauhauptgewerbe sowie 
für Dienstleistungen sind Dispersionsmaße hinsicht-
lich aller für den jeweiligen Sektor erhobenen monatli-
chen Erwartungsfragen konstruiert worden. Korrelati-
onsanalysen zeigen, dass die Dispersion der Geschäfts-
erwartungen der befragten Unternehmen jeweils eine 
ausgeprägte positive Korrelation mit entweder einem 

anderen erwartungsbasierten Dispersionsmaß oder 
dem Durchschnitt bzw. der ersten Hauptkomponente 
aller anderen Dispersionsmaße in dem jeweiligen Sek-
tor aufweist.

Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass die Disper-
sion der Geschäftserwartungen als Grundlage für sek-
torale Dispersionsmaße sowie sektorenübergreifende 
Maße dienen kann. Derartige Maße werden ab August 
2017 vom ifo Institut im Rahmen der monatlichen Ergeb-
nisse der ifo Konjunkturumfragen für Deutschland ver-
öffentlicht. Sie dienen als Konstrukte, um sowohl die 
Unsicherheit in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 
(Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- 
und Einzelhandel sowie Dienstleistungen) als auch die 
Unsicherheit im gesamten privaten Sektor (Gewerbli-
che Wirtschaft mit und ohne Dienstleistungen) abzu-
schätzen. Dass die Dispersion der Geschäftserwartun-
gen für die einzelnen Sektoren entweder mit gewissen 
Einzelfragen oder aber mit den Durchschnitten stark 
korreliert, kann als Motivation für zukünftige vertiefte 
Forschung über die sektorenspezifischen Eigenheiten 
der Unsicherheit dienen. 
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FORTGESCHRITTENE VOLKSWIRTSCHAFTEN 
STABILISIEREN SICH AUF EINEM GUTEN LEVEL

Das Wirtschaftsklima in den fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften verbesserte sich etwas (vgl. Abb.2). Die 
Einschätzung der derzeitigen wirtschaftlichen Lage 
fiel deutlich besser aus als vergangenes Quartal, die 
Erwartungen verschlechterten sich jedoch. Vor allem 
der Euroraum trug zu dem weiterhin guten Klima in den 
fortgeschrittenen Volkswirtschaften bei. Der ifo Wirt-
schaftsklimaindikator stieg hier von 26,4 auf 35,2 Sal-
denpunkte und erreichte damit seinen höchsten Wert 
seit Herbst 2000. Neben den signifikant positiver ausfal-
lenden Einschätzungen bezüglich der derzeitigen Lage 
hellten sich auch die sechsmonatigen Erwartungen auf. 

Dorine Boumans und Christoph Zeiner

ifo Weltwirtschaftsklima  
unverändert gut
Ergebnisse des 137. World Economic Survey (WES) für das 
dritte Quartal 2017

1

Das ifo Weltwirtschaftsklima bleibt unverändert gut. Zwar beurteilten die Experten die aktu-
elle Wirtschaftslage deutlich positiver als noch im April. Allerdings nahmen sie ihre optimis-
tischen Erwartungen für die kommenden Monate etwas zurück. Die Erholung der Weltwirt-
schaft dürfte sich im zweiten Halbjahr 2017 mit etwas abgeschwächtem Tempo fortsetzen 
(vgl. Abb. 1 und 2). Das Klima verbesserte sich vor allem in den fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften etwas, und dort insbesondere im Euroraum. Nur im Vereinigten Königreich kam es 
zu einem regelrechten Einbruch von + 4,7 auf – 46,3 Saldenpunkte. Dämpfend wirkten zudem 
die Schwellen- und Entwicklungsländer. Die Konjunkturerwartungen trübten sich in nahezu 
allen Weltregionen ein. Insbesondere in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften war die 
Lage aber besser als noch vor drei Monaten (vgl. Abb. 2). Der Preisanstieg in der Weltwirt-
schaft wird sich in den kommenden Monaten etwas verlangsamen. Zwar gehen die meis-
ten Experten weiterhin von anziehenden kurz- und langfristigen Zinsen aus. Allerdings hat 
der Anteil derer, die einen Zinsanstieg erwarten, etwas abgenommen. Den Experten zufolge 
dürfte sich vor allem der Welthandel in den kommenden sechs Monaten deutlich ausweiten.

Die Wirtschaft im Euroraum dürfte in der zweiten Hälfte 
2017 weiterhin wachsen. Die großen Volkswirtschaften 
im Euroraum (Deutschland, Frankreich, Italien und 
Spanien) und Irland vermerkten eine Verbesserung 
der derzeitigen Lage und der Erwartungen. Am stärks-
ten verbesserten sich die Erwartungen in Frankreich, 
Unterschiede in der Einschätzung der derzeitigen Lage 
in den verschiedenen Ländern blieben jedoch. Die Teil-
nehmer waren nahezu einstimmig der Meinung, dass 
die wirtschaftliche Lage in Deutschland gut sei. Positive 
Einschätzungen blieben auch in Spanien. In Frankreich 
und Italien, hingegen wurde die derzeitige wirtschaftli-
che Lage als noch nicht zufriedenstellend beschrieben. 
Die Niederlande, Portugal und Estland verzeichneten 
eine Aufhellung ihres Wirtschaftsklimas, nachdem die 
derzeitige Lage positiver eingeschätzt wurde. Trotz der 
optimistischen wirtschaftlichen Erwartungen wurden 
diese von den Experten geringfügig abgestuft. In Finn-
land machte der Wirtschaftsklimaindikator einen sig-
nifikanten Sprung von 32,1 auf 52.3 Saldenpunkte. Das 
ist der höchste Wert seit Herbst 2007. Die Einschätzun-
gen der Investitionen und des Konsums fielen positiver 
aus als im letzten Quartal. Fast einig waren sich die fin-
nischen Experten in der Erwartung, dass Import- und 
Exportvolumen in den nächsten sechs Monaten anstei-
gen werden. Dies signalisiert eine stärkere wirtschaftli-
che Erholung in Finnland.

1	 Im Juli 2017 hat das ifo Institut zum 137. Mal seine weltweite 
Umfrage »ifo World Economic Survey« – kurz WES – bei 1 123 Wirt-
schaftsexperten multinationaler Unternehmen und kompetenter In-
stitutionen in 121 Ländern durchgeführt. Die Aufgabe des WES ist es, 
vierteljährlich ein möglichst aktuelles Bild über die Wirtschaftslage 
sowie Prognosen für wichtige Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländer zu liefern. Im Gegensatz zur amtlichen Statistik, die in 
erster Linie auf quantitativen (in Werteinheiten messbaren) Informa-
tionen aufbaut, werden beim WES qualitative Informationen – Urteile 
und Erwartungen von Wirtschaftsexperten – abgefragt. Während 
amtliche Statistiken auf internationaler Ebene oft nur mit großen 
Zeitverzögerungen erhältlich sind, zeichnen sich die WES-Umfrageer-
gebnisse durch ihre hohe Aktualität und internationale Vergleichbar-
keit aus. Gerade in Ländern, in denen die amtliche Statistik auf einer 
unsicheren Datenbasis steht, sind die von Wirtschaftsexperten vor Ort 
abgegebenen Urteile und Erwartungen von besonderer Bedeutung.
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Die Inflationserwartungen der Experten für 2017 
sanken leicht auf 1,5%, von zuvor 1,6% (vgl. Tab. 1). Die 
Befragten rechnen mit einem Anstieg der kurzfristigen 
und insbesondere der langfristigen Zinsen im nächs-
ten halben Jahr. Nach der Aufwertung des Euro gegen-
über dem Dollar im letzten Quartal erwarten die Exper-
ten einen etwa gleich bleibenden Wechselkurs in den 
nächsten sechs Monaten. Deutlich verbessert hat sich 
die Bereitschaft der Banken, Kredite an Firmen zu ver-
geben. Sie wird nun vor allem in Frankreich als weniger 
restriktiv beurteilt (vgl. Tab. 2).

Aufgrund negativer Einschätzung der derzeitigen 
Situation und der Erwartungen verzeichnete von den 
restlichen G-7-Ländern das Vereinigte Königreich eine 
drastische Verschlechterung seines Wirtschaftskli-
mas. Die anhaltende Unsicherheit aufgrund des Brexit 
führt zu fehlendem Vertrauen in die dortige Wirtschaft. 
Experten schätzten die Investitionen und den Konsum 
als negativ ein und sehen keinen Indikator für Verbes-
serung innerhalb der nächsten sechs Monate. Die Infla-
tionserwartungen für 2017 und 2022 wurden auf 2,6 
und 2,7% revidiert (vgl. Tab. 1). Damit sanken die Infla-
tionserwartungen zum ersten Mal seit Herbst 2016. 

Zum Teil könnte dies auf fallende 
Ölpreise zurückzuführen sein. 
Ein sinkender Anteil der Experten 
schätzte den Dollar und den Euro 
gegenüber dem Pfund als überbe-
wertet. Auch der Yen wurde nun 
als überbewertet gegenüber dem 
Pfund eingeschätzt.

Die wirtschaftliche Lage der 
Vereinigten Staaten wurde zwar 
als besser eingeschätzt als im vor-
herigen Quartal, jedoch sanken die 
Erwartungen zum ersten Mal seit 
dem ersten Quartal 2009 ins Nega-
tive (–6,9 Saldenpunkte). Die Infla-
tionserwartungen für 2017 wurden 
von 2,3 auf 2,0 Saldenpunkte revi-
diert (vgl. Tab. 1). Von den Haupt-
währungen wurden der Euro, das 
Pfund und der japanische Yen als 
unterbewertet gegenüber dem 
Dollar eingeschätzt. Ähnlich wie 
im Euroraum gaben die Experten 
an, dass die Bereitschaft der Ban-
ken, Kredite an Unternehmen zu 
geben, gestiegen sei. Nur 20,7% 
der US-WES-Experten beschrie-
ben die Vergaberichtlinien als res-
triktiv (vgl. Tab. 2). 

Das Wirtschaftsklima in Japan 
erholt sich weiterhin. Die WES-Ex-
perten schätzten sowohl die der-
zeitige Lage als auch die Erwar-
tungen positiver ein. Investitio-
nen und Konsum wurden günsti-
ger bewertet. Weiterhin erwarten 

die Experten keinen Anstieg der niedrigen Zinsen der 
japanischen Zentralbank. Trotzdem werden die Ver-
gaberichtlinien für Kredite von 37,9% der Experten als 
immer noch restriktiv eingeschätzt. 

ANDERE FORTGESCHRITTENE 
VOLKSWIRTSCHAFTEN

Die Tschechische Republik vermerkte einen Anstieg des 
Klimaindikators auf 68,3 Saldenpunkte. Dieser erreicht 
somit einen Höchstwert seit 1996. Alle Experten schät-
zen die derzeitige Lage als gut ein. Auch die wirtschaft-
lichen Erwartungen blieben positiv. Die vier Hauptwäh-
rungen waren der Koruna gegenüber leicht überbewer-
tet. Dies spiegelt sich in den Exporterwartungen wider, 
bei denen über die nächsten sechs Monate Wachstum 
erwartet wird. Die Schweiz verzeichnete eine Verbes-
serung des Wirtschaftsklimas auf 54,8 Saldenpunkte. 
Sowohl die Einschätzung der derzeitigen Lage als auch 
die Erwartungen fielen sehr günstig aus. Im Einklang 
mit dem Welthandelsindikator (vgl. Kasten 2) erwar-
ten die Experten, dass sich die Handelsbilanz über 
die nächsten Monate signifikant verbessert. Von den 
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Hauptwährungen wurde der Dollar als leicht überbe-
wertet betrachtet, jedoch erwartet lediglich eine gerin-
gere Expertenzahl einen weiteren Kursanstieg. Israel 
vermerkte eine Senkung seines Wirtschaftsklimaindi-
kators von 19,8 auf 8,2 Saldenpunkte. Die wirtschaft-
lichen Erwartungen suggerieren ein ähnliches Muster 
für die kommenden Monate. Erwartungen für die kurz- 
und langfristigen Zinsen wurden von 1,9 auf 2,8% nach 
oben revidiert (vgl. Tab. 1). Verglichen mit dem letzten 
Quartal erfolgte eine Abwertung der vier Hauptwäh-
rungen gegenüber dem Schekel. Daraus resultierend 
werden Euro, Yen und Pfund als unterbewertet und der 
Dollar als richtig bewertet eingeschätzt. Australien ver-
zeichnete eine leichte Verbesserung seines Klimas mit 
positiver ausfallendenden wirtschaftlichen Erwartun-
gen. Die guten Bewertungen der wirtschaftlichen Lage 
in den letzten vier Quartalen schlugen nun in eine weni-

ger positive Einschätzung um. Ein 
strukturelles Problem scheint in 
fehlenden Investitionen zu liegen, 
die seit dem zweiten Quartal 2014 
negativ eingeschätzt wurden. Von 
den vier Hauptwährungen wurden 
der Euro und das Pfund als über-
bewertet, der Yen und der Dollar 
als richtig bewertet betrachtet. 
Für den Dollar wird mit keiner wei-
teren Fluktuation gerechnet. Die 
erwartete Inflationsrate für 2017 
wurde in diesem Quartal leicht 
nach oben revidiert von 2,0 auf 
2,1%, die langfristigen Inflations-
erwartungen blieben gleich (vgl. 
Tab. 1). 

SCHWELLEN- UND ENTWICK-
LUNGSLÄNDER ZEIGEN LANG-
SAMERE ERHOLUNG

Zum zweiten Mal in Folge wiesen 
die Schwellen- und Entwicklungs-
länder ein positives Klima auf. Die 
derzeitige Situation wurde als ver-
bessert eingeschätzt, blieb aber 
weiterhin negativ. Die wirtschaft-
lichen Erwartungen sanken dage-
gen um 8 Saldenpunkte, blieben 
aber positiv (vgl. Abb. 2). Im Han-
del wird ein Anstieg erwartet, 
wobei sowohl Import- als auch 
Exportvolumen steigen sollen (vgl. 
Kasten 2). 73% der Experten emp-
fanden die Kreditvergaberichtli-
nien von Banken an Unternehmen 
weiterhin als restriktiv.

In den hauptsächlichen Ent-
wicklungsmärkten (Brasilien, 
Russland, Indien und China – 
BRIC-Staaten) blieb das Wirt-

schaftsklima mit 4,9 Saldenpunkten im positi-
ven Bereich, während die Erwartungen signifikant 
schlechter ausfielen. Dies ist vor allem auf Brasilien 
zurückzuführen, wo der bereits vorher ungünstige 
Klimaindikator von 20 auf – 41 Saldenpunkte fiel. Dies 
könnte den politischen Unruhen in Brasilien geschul-
det sein. Dem derzeitigen Premierminister, der 2016 
nach der Amtsenthebung seiner Vorgängerin das Amt 
übernahm, droht selbst ein Prozess durch den obers-
ten Gerichtshof. Dennoch gibt es Quellen des Opti-
mismus; den WES-Experten zufolge verbesserte sich 
die Handelsbilanz über die letzten drei Quartale ste-
tig. Kurz- und langfristige Inflationserwartungen wur-
den von 3,9 auf 3,8 nach unten revidiert (vgl. Tab. 1). 
Chinas derzeitige Wirtschaftssituation blieb zufrie-
denstellend. Das Gesamtklima jedoch schwang ins 
Negative um, da die wirtschaftlichen Erwartungen 

Die ifo Konjunkturuhr für das ifo Weltwirtschaftsklima verdeutlicht die 
aktuelle Datenkonstellation im globalen Konjunkturzyklus.

Der Juliumfrage zufolge verschlechterte sich der ifo Weltwirt-
schaftsindikator leicht. Trotz der positiven Einschätzung der derzeiti-
gen wirtschaftlichen Lage wurden die wirtschaftlichen Erwartungen 
nach unten revidiert. Daraus folgend, bewegte sich der Indikator leicht 
nach unten in Richtung des Abschwungsquadranten, verblieb jedoch im 
Boomquadranten. Somit sollte sich die Weltwirtschaft, wenn auch mit 
abgeschwächtem Tempo, weiter erholen.

Das ifo Weltwirtschaftsklima ist das geometrische Mittel der Bewer-
tung der gegenwärtigen Lage und der erwarteten Entwicklung in den 
nächsten sechs Monaten. Der Zusammenhang zwischen den beiden 
Komponenten des Weltwirtschaftsklimas kann in einem Vierquadran-
tenschema dargestellt werden (»ifo Konjunkturuhr«). Auf der Abszisse 
der Konjunkturuhr werden die Meldungen der befragten WES-Experten 
zur gegenwärtigen Lage aufgetragen, auf der Ordinate die Antworten 
zur erwarteten Entwicklung. Durch das Fadenkreuz der beiden Linien, 
die nach der WES-Werteskala eine zufriedenstellende Beurteilung der 
Lage (0) bzw. eine unveränderte Einschätzung der Erwartungen (0) mar-
kieren, wird das Diagramm in vier Quadranten geteilt, die die vier Pha-
sen der Weltkonjunktur definieren.

 Kasten 1

 ifo Konjunkturuhr und das ifo Weltwirtschaftsklima
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auf – 10,4 Saldenpunkte fielen. Während sich die 
Bewertungen der Investitionen verschlechterten, 
wurde der private Konsum als günstiger empfun-
den. Die WES-Experten erwarten eine Preisabnahme 
in den nächsten sechs Monaten. Die Inflationserwar-
tungen für 2017 und 2022 wurden daraus resultie-
rend auf 1,8% (Abnahme von 0,5) 2017 und auf 2,9% 
(Abnahme von 0,1) im Jahr 2022 revidiert. Die Exper-
ten vermerkten eine nach unten gerichtete Fluktua-
tion aller vier Währungen. Vor allem der Euro und der 
Dollar wurden im Vergleich zum Yuan als unterbewer-
tet eingeschätzt. In den BRIC-Staaten blieb das Wirt-
schaftsklima nur in Indien mit 46,3 Saldenpunkten 
sehr positiv. Sowohl Investitionen als auch Binnen-
konsum wurden im Vergleich zum vorherigen Quartal 
als besser eingeschätzt. Aufgrund der starken Wachs-

tumserwartungen der Importe sollte sich die Handels-
bilanz geringfügig verschlechtern. Im Volumen aber 
wird sowohl bei den Importen als auch den Expor-
ten ein Anstieg erwartet. Die indischen WES-Exper-
ten revidierten ihre Inflationserwartungen für 2017 
von 5,3 auf 4,5%. Für 2022 aber waren die Inflations-
erwartungen mit 4,3% um 0,1% höher als im letzten 
Quartal (vgl. Tab. 1). In Russland blieb die vorsichtige 
Erholung, die bereits 2016 eingesetzt hatte. Die Ein-
schätzung der derzeitigen Lage und der Erwartungen 
schwankte wenig. Trotzdem haben die verbleiben-
den Sanktionen gegen Russland durch die USA und 
Europa weiterhin einen Effekt auf die Handelsbilanz.  
Die Experten erwarten eine Verschlechterung, wobei 
sowohl die Importe als auch die Exporte im Volumen 
sinken sollten. Die Bewertung der vier Hauptwährun-

Tab. 1 
 
Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer für 2017 und in fünf Jahren 

Aggregate*/Länder 2017 2022  Länder 2017 2022 
Durchschnitt der Länder 3,4 

 
3,5 Brasilien 3,8 

 
3,9 

 EU (28 Länder)  1,7 
 

2,3 
 

Bulgarien 2,0 
,0, 

2,5 
 Eurorauma 

 
1,5 2,1 

 
Cabo Verde 1,4 2,4 

    Chile 2,4 
 

3,0 
Fortgeschrittene Volkswirtschaften 1,7 

 
2,3 

 
China 1,8 

 
2,9 

 Australien 2,1 
 

2,7 
 

Ecuador 1,5 
 

3,0 
Belgien 2,1 

 
2,0 El Salvador 2,9 

 
4,1 

 Dänemark 1,1 
 

1,7 
 

Elfenbeinküste 
 

2,0 2,8 
 Deutschland 1,6 

 
2,1 

 
Georgien 5,7 

 
4,3 

Estland 3,1 
 

2,2 
 

Guatemala 4,4 
 

4,8 
 Finnland 1,1 

 
1,8 Indien 4,5 

 
4,3 

 Frankreich 1,3 
 

2,0 
 

Kasachstan 7,8 
 

5,1 
 Griechenland 1,1 

 
1,8 

 
Kenia 9,5 

 
7,8 

 Hongkong 2,4 
 

2,7 
 

Kolumbien 4,4 
 

3,5 
Irland 0,9 

 
1,8 Kongo Dem, Rep, 42 

 
17 

 Israel 1,9 
 

2,8 
 

Kosovo 2,4 
 

1,5 
 Italien 1,3 

 
2,1 Kroatien 1,6 

 
2,6 

 Japan 0,6 
 

1,4 Lesotho 5,4 
 

5,3 
5,3 

 
Kanada 1,9 

 
2,3 

 
Malaysia 3,9 

 
4,7 

 Korea 1,9 
 

3,0 
 

Marokko 2,0 
 

2,6 
Lettland 2,4 

 
2,8 

 
Mexiko 5,9 

 
3,7 

 Litauen 2,7 
 

2,3 Namibia 6,6 
 

7,3 
 Neuseeland 1,8 

 
2,2 

 
Nigeria 16,8 

 
11,3 

 Niederlande 1,4 
 

2,0 
 

Pakistan 5,9 
 

7,1 
 Norwegen 2,1 

 
2,3 

 
Paraguay 3,8 

 
3,9 

 Österreich 1,9 
 

2,3 
 

Peru 3,0 
 

3,0 
 Portugal 1,4 

 
2,1 

 
Philippinen 3,3 

 
4,3 

 Schweden 1,7 
 

3,1 
 

Polen 1,9 
 

2,5 
Schweiz 0,5 

 
1,3 

 
Rumänien 1,6 

 
3,5 

 Slowakei 1,3 
 

2,6 
 

Russland 5,6 
 

7,7 
 Slowenien 1,7 

 
2,6 

 
Sambia 7,2 

 
6,6 

 Spanien 1,9 
 

2,3 
 

Simbabwe 4,9 
 

7,0 
 Taiwan 1,1 

 
1,4 

 
Sri Lanka 6,6 6,0 

 Tschechien 1,9 
 

2,2 
 

Südafrika 5,7 
 

6,0 
 USA 2,0 

 
2,6 

 
Sudan 27,3 

 
18 

 Vereinigtes Königreich 2,6 
 

2,7 
 

Thailand 1,3 
 

2,4 
    Togo 1,8 

 
2,5 

 Schwellen- und Entwicklungsländer 4,9 
 

4,5 
 

Tunesien 6,0 
 

4,8 
 Ägypten 27 

 
8,3 

 
Türkei 9,6 

 
6,0 

 Argentinien 23,6 
 

8,5 
 

Ukraine 9,0 
 

6,7 
 Bangladesch 5,7 

 
5,5 

 
Ungarn 2,4 

 
2,9 

Bolivien 4,7 
 

8,1 
 

Uruguay 6,9 
 

7,6 
 Bosnien und Herzegowina 1,3 

 
3,5 

 
   

* Zur Berechnung dieser Aggregate wird als Gewichtungsfaktor das jeweilige kaufkraftbereinigte Bruttoinlandsprodukt PPP der einzelnen Länder verwendet (Datenba-
sis des IWF, World Economic Outlook). a Belgien, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Portugal, Slowakei, Slowenien, Spanien, Zypern. 

Quelle: ifo World Economic Survey (WES) III/2017. 
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gen ließ nach, vor allem der Euro und der Dollar wur-
den als unterbewertet eingeschätzt.

ANDERE ENTWICKLUNGSLÄNDER

Andere aggregierte Schwellen- und Entwicklungslän-
der zeigen unterschiedliche Beiträge zum Wirtschafts-
klima auf. Die Europäische Schwellen- und Entwick-
lungsländer vermerkten einen Anstieg von 21,3 Sal-
denpunkten in ihrem Wirtschaftsklimaindikator. 
Sowohl die derzeitige Lage als auch die Erwartungen 
wurden positiver im Vergleich zur vorherigen Umfrage 
eingeschätzt. Die Schwellen- und Entwicklungslän-
der in Asien verbesserten sich im letzten Quartal sig-
nifikant, verzeichneten nun aber eine weniger optimis-
tische Sicht auf die kommenden sechs Monate. Dies 
verursachte eine Senkung des Klimaindikators, der 
mit 13,0 Saldenpunkten jedoch nach wie vor im posi-
tiven Bereich liegt. Die Länder des Mittleren Ostens 
und Nordafrikas schätzten gemeinsam zum ersten 
Mal seit zehn Quartalen die wirtschaftlichen Erwar-
tungen positiv ein. Die derzeitige Lage jedoch blieb 
trüb. In Lateinamerika wurde keine Verbesserung ver-
zeichnet, weder in der derzeitigen Lage noch in den 
Erwartungen.

Der Rückgang des Wirtschaftsklimaindikators in 
den Schwellen– und Entwicklungsländern in Asien 
wurde vor allem von den ASEAN-Ländern verur-
sacht. Die Lage und die Erwartungen wurden im Ver-
gleich zum letzten Quartal weniger positiv bewertet, 
so dass der Indikator auf – 20,6 Saldenpunkte fiel. Der  
ASEAN-5-Verband wurde 1967 gegründet und feiert 
somit sein 50. Jubiläum. Für die Länder wurden die 
Inflationserwartungen für 2022 nach unten auf 4,1% 
revidiert, während die Erwartungen für 2017 bei 4,0% 
blieben (vgl. Tab. 1).

In den Schwellen- und Entwicklungsländern Euro-
pas verbesserte sich das Wirtschaftsklima in den sechs 
Hauptländern (Bulgarien, Kroatien, Ungarn, Polen, 
Rumänien, Türkei). Den größten Unterschied verzeich-
nete die Türkei, wo das Klima nach zwei ungünsti-
gen Quartalen mit 7,7 Saldenpunkten in den positiven 
Bereich umschlug. In Export- und Importvolumen wird 
ein Anstieg erwartet, die Inflationserwartungen wur-
den nach unten revidiert. Für 2017 erwarten die Exper-
ten nun eine Inflationsrate von 9,6% (vorher 9,8%), für 
2022 6% (vorher 7,8%) (vgl. Tab. 1). Alle wichtigeren 
Währungen wurden als unterbewertet gegenüber der 
türkischen Lira eingeschätzt. Das beste Klima in den 
Ländern in Europa herrscht in Polen. Die derzeitige 
wirtschaftliche Situation wurde mit 52,4 Saldenpunk-
ten als sehr positiv eingeschätzt, und weitere Verbes-
serungen werden innerhalb der nächsten sechs Monate 
erwartet. Auch die Entwicklung des Handelsvolumens 
wurde als expansiv prognostiziert. Die Inflationsraten 
wurden nach unten revidiert (vgl. Tab. 1). Die Banken-
bereitschaft bezüglich der Kreditvergabe verbesserte 
sich signifikant, nachdem nun nur noch 36,8% der 
Experten angaben, dass die Vergaberichtlinien restrik-
tiv seien, im Gegensatz zu 81% im vorherigen Quartal 
(vgl. Tab. 2). Der polnische Zloty wird als richtig bewer-
tet gegenüber dem Euro, überbewertet gegenüber dem 

Tab. 2 
 
Angebot an Bankkrediten 

Anteile der Experten, die über moderate oder starke 
Einschränkungen berichten 
Bosnien und Herzegowina 100,0 
Elfenbeinküste 100,0 
Kongo Dem. Rep. 100,0 
Ägypten 100,0 
Kasachstan 100,0 
Kenia 100,0 
Nigeria 100,0 
Slowenien 100,0 
Sudan 100,0 
Tunesien 100,0 
Simbabwe 100,0 
Portugal 95,2 
Italien 94,6 
Griechenland 93,3 
Irland 90,9 
Russland 88,2 
Cabo Verde 87,5 
Chile 85,7 
China 85,7 
Togo 85,7 
Bolivien 83,3 
Lettland 81,8 
Indien 80,0 
Malaysia 80,0 
Thailand 80,0 
Ukraine 80,0 
Sambia 80,0 
Rumänien 77,3 
Bangladesch 75,0 
Spanien 74,4 
Niederlande 72,2 
Paraguay 71,4 
Argentinien 68,8 
Kroatien 66,7 
Marokko 66,7 
Namibia 66,7 
Südafrika 66,7 
Brasilien 64,0 
Österreich 62,5 
Neuseeland 62,5 
Bulgarien 61,5 
Ungarn 61,5 
Litauen 60,0 
Mexiko 58,3 
Slowakei 57,1 
Ecuador 50,0 
El Salvador 50,0 
Georgien 50,0 
Guatemala 50,0 
Lesotho 50,0 
Peru 50,0 
Vereinigtes Königreich 47,4 
Türkei 46,2 
Kolumbien 45,5 
Pakistan 45,5 
Belgien 42,9 
Deutschland 39,0 
Frankreich 38,1 
Japan 37,9 
Polen 36,8 
Australien 35,7 
Tschechien 33,3 
Israel 33,3 
Sri Lanka 33,3 
Finnland 31,8 
Korea 30,8 
Kanada 30,0 
Dänemark 25,0 
Hongkong 25,0 
Philippinen 25,0 
Uruguay 25,0 
Schweden 22,2 
USA 20,7 
Norwegen 20,0 
Schweiz 20,0 
Taiwan 16,7 
Kosovo 0,0 
Nur Länder mit mindestens vier Teilnehmern sind in der Tabelle aufgeführt. 

Quelle: ifo World Economic Survey (WES) III/2017. 
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Der CPB World Trade Monitor (WTM) ist ein bekannter monatlicher Indikator, der die Entwicklung des internati-
onalen Warenhandels abbildet. Dieser Welthandelsmonitor wird durch das CPB Netherlands Bureau for Econo-
mic Policy Analysis (CPB) veröffentlicht und basiert auf offiziellen Statistiken, wie Eurostat, IWF, OECD, UN und 
Weltbank. Der WTM unterliegt aufgrund seiner vorläufigen Daten einer Revision und wird mit einer Verspätung 
von zwei Monaten veröffentlicht, da die offiziellen Quellen erst verspätet ihre Daten bekannt geben. So wird 
beispielsweise der Wert für den Monat Juni (der letzte Monat vom zweiten Quartal) Ende August publiziert.

Der ifo World Economic Survey (WES) befragt seine Experten u.a. auch nach ihrer Einschätzung des welt-
weiten Handelsvolumens, getrennt nach Exporten und Importen. Um die Vergleichbarkeit mit dem WTM her-
zustellen, wird der ifo Welthandelsindikator als Mittelwert aus den Zeitreihen der Exporte und Importe berech-
net. Der WES wird mit nur zwei Wochen Verzögerung veröffentlicht. Die Befragung zum dritten Quartal wurde 
Anfang August veröffentlicht, wobei die Experten im Juli befragt wurden. Diese Umfragedaten werden nicht 
revidiert.

Um diese beiden Zeitreihen miteinander vergleichen zu können, wird der monatliche WTM in Quartals-
daten umgerechnet. Hierzu wird die Summe der Monate des jeweiligen Quartals berechnet, um die Frequenz 
dem WES anzupassen. Weil die WES-Experten nach ihrer Erwartung über die Veränderung des weltweiten 
Handelsvolumens befragt werden, wird die Veränderung des WTM gegenüber dem Vorquartal berechnet. Die 
Zeitreihen des transformierten WTM und des ifo Welthandelsindikators werden in der Abbildung dargestellt. 

Abb. 4
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Eine erste graphische Betrachtung zeigt, dass sich diese beiden Zeitreihen ähnlich entwickeln. Dies deu-
tet darauf hin, dass die WES-Experten die Entwicklung des internationalen Handelsvolumens in ihrem Land 
gut einschätzen können. 

Um den Zusammenhang beider Zeitreihen mit aussagefähigen Zahlen zu belegen, wird im Folgenden das 
Instrument der Kreuzkorrelation verwendet. Im Allgemeinen ist eine Kreuzkorrelation ein Maß, um zwei Zeit-
reihen in Bezug auf einen zeitlichen Versatz miteinander zu vergleichen. Der Korrelationskoeffizient liegt zwi-
schen – 1 und + 1, wobei ein hoher Koeffizient auf einen hohen statistischen Zusammenhang der beiden Zeit-
reihen zueinander hinweist. Bei einem Koeffizienten von null ist kein Zusammenhang zu erkennen. Hier wird 
die Kreuzkorrelation zwischen dem ifo Welthandelsindikator und der Veränderungsrate des WTM auf Quar-
talsbasis berechnet. Zunächst wird die Korrelation zum gleichen Zeitpunkt (also der zeitliche Gleichlauf bei-
der Indikatoren) bestimmt. Um den WES als vorlaufenden Indikator zu identifizieren, wird die Kreuzkorrela-
tion zwischen dem WES des aktuellen Quartals zum WTM des nächsten Quartals ermittelt. Um den Koeffizi-
enten der Kreuzkorrelation für den WES als nachlaufenden Indikator zu berechnen, wird der WES des aktuel-
len Quartals mit dem WTM des vorangegangenen Quartals verglichen. Die Ergebnisse werden in der Tabelle 3 
zusammengefasst.

Der Korrelationskoeffizient, um einen zeitlichen Gleichlauf beider Zeitreihen zu identifizieren, ist 0,70. Das 
heißt, dass der WES mit dem WTM im gleichen Quartal im Zeitverlauf einen hohen statistischen Zusammen-
hang aufweist. Für die Prüfung, ob der WES einen Vorlauf von einem Quartal hat, ergibt sich ein Koeffizient 
von 0,28, was zugleich der geringste Wert dieser Übersicht ist. Ein Koeffizient von 0,76 ergibt sich für den Fall, 
dass der WES auf seine nachlaufenden Eigenschaften von einem Quartal gegenüber dem WTM getestet wird.

 Kasten 2

 Ein Vergleich des CPB World Trade Monitor mit dem ifo Welthandelsindikator
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Dollar und leicht unterbewertet gegenüber dem Yen 
und dem britischen Pfund eingeschätzt. 

Im neunten Quartal in Folge dominiert in Latein-
amerika ein negatives Wirtschaftsklima. In Argentinien 
hingegen wurde das Klima zum vierten Mal in Folge als 
positiv bewertet. Auch die wirtschaftlichen Erwartun-
gen für die kommenden sechs Monate fielen dabei posi-
tiv aus. Dies signalisiert eine langsame, aber konstante 
Erholung. Mit dem erwarteten Anstieg des Importvo-
lumens sollte sich das Handelsdefizit ausweiten. Alle 
größeren Währungen waren gegenüber dem argenti-
nischen Peso unterbewertet. Der Großteil der WES-Ex-
perten (68, 8%) schätzte die Vergaberichtlinien von 
Banken für Kredite an Unternehmen als restriktiv ein 
(vgl. Tab. 2). In Mexiko hellten sich die wirtschaftlichen 
Erwartungen signifikant auf, der Gesamtindikator blieb 
jedoch im negativen Bereich bei – 10,0 Saldenpunkten. 
Im Wechselkurs der vier Hauptwährungen war eine sig-
nifikante Fluktuation gegenüber dem mexikanischen 
Peso zu verzeichnen. Während sich der Peso erholte, 
schätzten die Experten nun den Euro, das britische 
Pfund und den Yen als richtig bewertet ein. Lediglich 
der Dollar blieb ein wenig überbewertet. Die Handels-
politik der Vereinigten Staaten ist weiterhin unklar, so 
dass die Exporterwartungen nach unten revidiert wur-
den. Das Importvolumen stieg dagegen merklich an. 
Kreditvergaberichtlinien wurden in Mexiko als restrik-
tiv eingeschätzt (vgl. Tab. 2).

In den GUS-Staaten schlug der Klimaindikator 
nach einem positiven Quartal wieder ins leicht Nega-
tive um. Die wirtschaftlichen Erwartungen blieben 
positiv, wurden allerdings nach unten revidiert. Nach 
einer signifikanten Erholung in der vorherigen Umfrage 
verschlechterte sich das Klima in der Ukraine. Sowohl 
die derzeitige Situation als auch die Erwartungen wur-
den als weniger positiv eingeschätzt. 80% der Exper-
ten gaben restriktive Vergaberichtlinien von Banken für 
Unternehmenskredite an. In Georgien gaben dies nur 
50% an (vgl. Tab. 2). Georgiens wirtschaftliches Klima 

verschlechterte sich leicht, während die Erwartungen 
weniger optimistisch, aber noch positiv ausfielen. Län-
der aus dem Mittleren Osten, Nordafrika und Sub-
Sahara Afrika verzeichneten eine leichte Verbesse-
rung in ihrem Wirtschaftsklima. In beiden Aggregaten 
wurden die wirtschaftlichen Erwartungen im Vergleich 
zum letzten Quartal positiver eingeschätzt. Nigeria 
verzeichnete eine Verbesserung des wirtschaftlichen 
Klimas und eine deutliche Aufhellung der Wirtschafts-
erwartungen. Die Experten vermuten eine Zunahme 
in Export- und Importvolumen in den nächsten sechs 
Monaten. Alle Experten schätzten die Vergaberichtli-
nien für Kredite von Banken an Unternehmen als res-
triktiv ein (vgl. Tab. 2).

Tab. 3 
 
 

Koeffizienten der Kreuzkorrelation 

Gleichlauf 0,70 

Vorlauf um ein Quartal 0,28 

Nachlauf um ein Quartal 0,76 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Diese statistische Analyse bestätigt, dass es sich lohnt, die beiden Zeitreihen miteinander zu vergleichen. 
Der WES zeigt einen guten zeitlichen Zusammenhang zum WTM im gleichen Quartal. Ein schwacher statisti-
scher Zusammenhang ergibt sich für den WES als Frühindikator für den WTM. Bei einem Nachlauf des WES 
gegenüber dem WTM von einem Quartal zeigt sich ein hoher statistischer Zusammenhang. Den Mehrwert der 
WES-Umfrage sieht man insbesondere dann, wenn man die Zeitpunkte der Veröffentlichungen betrachtet. 
Der WES für das dritte Quartal wurde Anfang August veröffentlicht, wobei die zugrunde liegende Befragung 
im Juli stattfand. Der WTM veröffentlicht die Werte für den Juli erst Ende September. Der zeitliche Verzug wird 
noch größer, wenn man an den Quartalswerten interessiert ist. Der WTM vervollständigt sein drittes Quartal 
(September) erst Ende November. Die WES-Umfrage hat dann einen zeitlichen Vorteil von fast drei Monaten. 

Eine englischsprachige Analyse findet sich in der Veröffentlichung 
»ifo World Economic Survey«.
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Quelle: ifo World Economic Survey (WES) III/2017. © ifo Institut
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Quelle: ifo World Economic Survey (WES) III/2017. © ifo Institut
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Rankings von wissenschaftlichen Fachzeitschriften 
spielen sowohl für das Prestige der Zeitschriften, als 
auch für die Reputation der Autoren, die in diesen Zeit-
schriften veröffentlichen, eine wichtige Rolle. Der vor-
liegende Artikel stellt ein Meta-Ranking von 277 öko-
nomischen Fachzeitschriften vor. Es basiert auf 22 indi-
viduellen Rankings, die Daten aus vier verschiedenen 
bibliometrischen Datenbanken nutzen. 

Zeitschriftenrankings spielen in vielerlei Hinsicht 
eine wichtige Rolle in der Wissenschaft. Wissenschaftler, 
die in hoch gerankten Zeitschriften publizieren, haben 
eine höhere Wahrscheinlichkeit, Professor zu werden, 
Forschungsmittel einzuwerben und Herausgeber von 
Zeitschriften zu werden. In der Volkswirtschaftslehre 
haben Rankings eine große Aufmerksamkeit erlangt – 
vor allem in Deutschland.1 Dies ist auf die Einführung 
des Handelsblatt-Rankings im Jahr 2007 zurückzufüh-
ren (vgl. Hofmeister und Ursprung 2008). Eine Neuauf-
lage dieses Rankings mit veränderter Methodik ist für 
September 2017 vorgesehen.2

Eines der ersten Zeitschriftenrankings in der Volks-
wirtschaftslehre wurde von Coats (1971) veröffentlicht; 
es beruhte auf Zitierungen und umfasste nur zehn Zeit-
schriften. Sowohl die Anzahl der Rankings als auch die 
Anzahl der gerankten Zeitschriften hat in den letzten 
Jahrzehnten merklich zugenommen. Butz et al. (2017) 
geben einen Überblick über existierende Zeitschriften-
rankings in der Volkswirtschaftslehre. Die Vielzahl der 
Rankings ist auf den besseren Zugang zu bibliometri-
schen Daten, die Existenz verschiedener bibliometri-
scher Datenbanken und die Vielzahl der mittlerweile 
zur Verfügung stehenden bibliometrischen Indikato-
ren zurückzuführen. Zitierungen können in multidiszi-
plinären Datenbanken, wie Scopus, Web of Science und 
Google Scholar, oder in Fachdatenbanken, wie RePEc 
(Research Papers in Economics), recherchiert wer-
den. Die Messung von Forschungsleistungen mit Hilfe 
von Zitierungen ist ein zentraler Bestandteil in der For-
schungsevaluation (vgl. u.a. Bornmann 2011; Born-
mann und Daniel 2008; Hamermesh 2015).

Bei der Vielzahl der verwendeten Methoden und 
der zur Verfügung stehenden Datenbanken für Zeit-
schriftenrankings bietet sich als natürlicher Schritt ein 
Meta-Ranking an. Dieses erscheint auch deshalb sinn-
1	 Vgl. u.a. Graber et al. (2008); Schulze, Warning und Wiermann 
(2008), Fitzenberger und Schulze (2014). Es gibt aber auch viele Kriti-
ker von Rankings (vgl. Oswald 2007; Frey und Rost 2010).
2	 Vgl. Gygly et al. (2017) für weitere Details.

Lutz Bornmann, Alexander Butz und Klaus Wohlrabe

Ein Meta-Ranking volkswirtschaft-
licher Fachzeitschriften

voll, weil es nicht das Ranking gibt, d.h. ein generell 
akzeptiertes Verfahren, Zeitschriften zu ranken. Nahezu 
alle Rankings haben bestimmte Vor- und Nachteile. Die 
Ergebnisse der Rankings zeigen, dass Zeitschriften sehr 
ähnlich, aber auch sehr unterschiedlich abschneiden 
können. Ein Meta-Ranking zeigt also, wie gut eine Zeit-
schrift über die verschiedenen Datenbanken und bibli-
ometrischen Indikatoren hinweg abschneidet.

Im Folgenden wird ein solches Ranking für 277 Zeit-
schriften vorgestellt, das auf 22 verschiedenen Indika-
toren und vier Datenbanken beruht.

DER DATENSATZ UND DIE BIBLIOMETRISCHEN 
METRIKEN

Das Web of Science wurde bis vor kurzem von Thomson 
Reuters und wird heute von Clarivate Analytics ange-
boten. Für die Datenbank werden vor allem Zeitschrif-
ten ausgewertet. Auf Basis der Zitierungsdaten wird 
jährlich der Journal Citation Report erstellt, der u.a. 
die Journal Impact Factors (JIF) enthält. 2004 wurde 
die Zitierungsdatenbank Scopus von Elsevier auf den 
Markt gebracht. Das Web of Science und Scopus sind 
die Datenbanken, die am häufigsten für bibliometri-
sche Studien verwendet werden. Den Zugang zu beiden 
Datenbanken muss man käuflich erwerben.

Google Scholar ist eine frei zugängliche Daten-
bank, die mittlerweile sehr populär geworden ist. Sie 
erfasst alle Arten von Zitierungen, unabhängig vom 
Typus der Publikation. Zudem erstreckt sie sich auf alle 
im Internet verfügbaren Dokumente (wie z.B. Bücher 
und Abschlussarbeiten). RePEc wurde ursprünglich 
als Plattform für den Austausch von frei zugänglichen 
Arbeitspapieren im Internet gegründet. In den letzten 
Jahren hat sie sich zu einer Datenbank für Zeitschriften, 
Bücher, Buchkapitel und Arbeitspapiere entwickelt. 
Soweit möglich werden für alle gelisteten Arbeiten die 
Zitierungen erfasst. Aufbauend auf den Meta-Infor-
mationen und den Zitierungen, werden Zeitschriften, 
Autoren und Institutionen auf monatlicher Basis ger-
ankt. Diese Rankings erfreuen sich großer Beliebtheit. 
Für weitere Informationen zu den Datenbanken verwei-
sen wir auf Butz et al. (2017).

Der Startpunkt für die Auswahl der Zeitschriften, 
die wir in unser Meta-Ranking einbezogen haben, ist die  
»Economics«-Kategorie des Journal Citation Report 
2015. Diese umfasst 333 Zeitschriften. Für das 
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Meta-Ranking werden davon jene Zeitschriften ver-
wendet, für die alle Indikatoren über alle Datenbanken 
verfügbar sind. Diese Vorgabe reduziert die Anzahl auf 
277 Zeitschriften. Die Daten zu den Zeitschriften wur-
den Anfang 2016 erhoben. Die 22 Indikatoren verteilen 
sich auf die Datenbanken wie folgt:

–– Web of Science: fünf,
–– Scopus: vier,
–– Google Scholar: acht und
–– RePEc: fünf.

Es soll hier nicht jeder einzelne Indikator im Detail 
erklärt werden. Dafür verweisen wir auf den Originalar-
tikel. Im Wesentlichen handelt es sich um verschiedene 
Varianten des JIF und des h-Index. Der JIF ist das Ver-
hältnis der Zitierungen in einem Jahr und der Anzahl 
der zitierbaren Publikationen in den vorhergehenden 
zwei Jahren. Der h-Index einer Zeitschrift ist definiert 
als die Anzahl der Publikationen, die jeweils mindes-
tens h Zitierungen erhalten haben.

Die 22 Indikatoren, die in das Meta-Ranking ein-
gegangen sind, sind unterschiedlich stark miteinander 
korreliert (die Koeffizienten liegen zwischen 0,27 und 
0,99). Die Unterschiede erklären sich durch die jeweils 
zugrunde liegenden Datenbanken und verwendeten 
Indikatoren. Niedrige Korrelationskoeffizienten deuten 
darauf hin, dass die Indikatoren unterschiedliche Qua-
litätsaspekte der Zeitschriften abdecken.

DAS META-RANKING

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die 22 Indikato-
ren zu einem Meta-Ranking zu aggregieren. Beispiels-
weise könnte für jeden Indikator ein Ranking gebildet 
und diese dann über das harmonische oder arithmeti-

sche Mittel aggregiert werden. Diese Vorgehensweise 
hätte jedoch den Nachteil, dass der relative Abstand 
zwischen zwei Zeitschriften verlorengehen würde. 
Wir folgen deshalb der Idee von Seiler und Wohlrabe 
(2012) und betrachten die Qualität einer Zeitschrift als 
latentes Konstrukt, wobei jeder Indikator eine beob-
achtbare Repräsentation dieses Konstrukts ist. Die 
latente Struktur in Daten kann anhand einer Haupt-
komponentenanalyse (principial components analy-
sis) aufgedeckt werden. Dabei werden verschiedene 
Faktoren extrahiert, die die Varianz in den verschie-
denen Indikatoren erklären. In unserer Analyse erklärt 
bereits der erste Faktor 75% der Gesamtvarianz in den 
Daten. Wir gehen deshalb davon aus, dass dieser Fak-
tor die Qualität der Zeitschriften widerspiegelt – wenn 
die Qualität anhand von bibliometrischen Indikatoren 
gemessen wird. Die einzelnen Indikatoren laden rela-
tiv ähnlich auf diesen ersten Faktor (bzw. das latente 
Konstrukt »Qualität«), weshalb sie als Gewichte für die 
Metriken verwendet werden können. Die gewichteten 
Metriken sind im Hinblick auf das latente Konstrukt 
standardisiert. Anhand des gewichteten Meta-Ran-
kings können für alle Zeitschriften die entsprechen-
den Rangpositionen gebildet werden.

In Tabelle 1 sind die 20 besten Zeitschriften des 
Meta-Rankings dargestellt. Die vollständige Liste aller 
277 Zeitschriften wird in Butz et al. (2017) gezeigt. 
Die besten fünf Zeitschriften lauten wie folgt: Quar-
terly Journal of Economics, Journal of Financial Econo-
mics, Journal of Economic Literature (JEL), Journal of 
Finance und Econometrica. Werden das JEL als Über-
blickszeitschrift (survey journal) und die drei Finanz-
fachzeitschriften bei den neun besten Zeitschriften im 
Meta-Ranking nicht berücksichtigt, ergeben sich die 
generell akzeptierten Top-5-Zeitschriften (vgl. auch 
Gygly et al. 2017; Card und DellaVigna 2013): Quarterly 

 
Tab. 1 
 
 
 
Die 20 besten ökonomischen Zeitschriften im Meta-Ranking (über alle Datenbanken bzw. innerhalb einer Datenbank) 

Meta-
Ranking Zeitschrift 

Web of 
Science Scopus 

Google 
Scholar RePEc 

 1 Quarterly Journal of Economics  1  1  2  3 
 2 Journal of Financial Economics  7  6  1  5 
 3 Journal of Economic Literature  2  3  9  4 
 4 Journal of Finance  3  2 10  7 
 5 Econometrica  5  5 18  2 
 6 Journal of Political Economy  9  7 11  1 
 7 American Economic Review  4  8  8  9 
 8 Review of Financial Studies 10  9  3  8 
 9 Review of Economic Studies 12 10  5 19 

10 Journal of Economic Perspectives 11  4 26 11 
11 Journal of Monetary Economics 52 27  6 10 
12 Economic Journal 18 15 12 16 
13 Journal of Econometrics 43 23  4 13 
14 Review of Economics and Statistics 15 12 14 18 
15 Journal of International Economics 31 16 15 21 
16 Journal of Accounting & Economics 25 11 16 33 
17 Journal of Public Economics 49 24 17 22 
18 Brookings Papers On Economic Activity 14 29 43 12 
19 Journal of Economic Growth 48 37 63  6 
20 Journal of Economic Theory 59 50 19 24 

Quelle: Web of Science; Google Scholar; Scopus; RePEc; Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 

Tab. 1
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Journal of Economics, Econometrica, Journal of Politi-
cal Economy, Amercian Economic Review und Review of 
Economic Studies.

Tabelle 1 zeigt nicht nur das Ergebnis des Meta-Ran-
kings über alle Datenbanken, sondern auch das Ergeb-
nis innerhalb der vier Datenbanken. Die Rangpositio-
nen der Zeitschriften unterscheiden sich teilweise deut-
lich. So landet das Journal of Econometrics bei Google 
Scholar auf Platz 4 und beim Web of Science auf Platz 
43. Das Ergebnis zum Journals of Econometrics ist ein 
gutes Beispiel dafür, dass die Qualität der Zeitschriften 
bei den verschiedenen Datenbanken sehr unterschied-
lich eingeschätzt werden kann.

Butz et al. (2017) führen eine Reihe von statisti-
schen Analysen durch, die zeigen, dass das Meta-Ran-
king stabil ist. Dazu lassen sie entweder bestimmte 
Zeitschriften oder einzelne Metriken bei der Berech-
nung des Meta-Rankings unberücksichtigt.
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